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Berlin – Mit uns endlich vernünftig und gerecht 
 
Wahlprogramm des Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Gerechtigkeit 
– Landesverband Berlin zu den Wahlen zum 20. Abgeordnetenhaus von Berlin 
 
 
Liebe Berlinerin, lieber Berliner, 

am 20. September geht es um eine Richtungsentscheidung in Berlin! 

Die Hauptstadt braucht endlich eine verlässliche Opposition für Frieden, Gerechtigkeit und 
Vernunft. Ich verspreche Ihnen: Mit einer BSW-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus gibt 
es kein Weiter so bürgerferner Politik, sondern mit uns geht es wieder um Ihre ganz konkreten 
Probleme und Hoffnungen. 

Je stärker das BSW am 20. September wird, desto mehr können wir für Sie erreichen. Je stärker 
das BSW in das Abgeordnetenhaus einzieht, desto lauter ist die Stimme für Frieden und 
Gerechtigkeit in der Politik. Eine neue BSW-Fraktion in Berlin wäre auch ein deutliches Signal 
an die Bundesregierung, die jetzt schon so unbeliebt ist wie die desolate Ampel nach drei 
Jahren. 

Friedrich Merz ist wahrscheinlich der schlechteste Bundeskanzler in der Geschichte der 
Bundesrepublik. Merz startete mit einem großen Wahlbetrug, einem gigantischen 
schuldenfinanzierten Aufrüstungsprogramm. Seitdem hat der Kanzler nahezu jedes seiner 
Wahlversprechen gebrochen. Die Wirtschaft ist angesichts hoher Energiepreise und 
Bürokratie-Gängelei weiter auf Talfahrt. Die Industrie leidet unter der Wirtschaftspolitik der 
Regierung, der Pleitegeier kreist über vielen Unternehmen und der Zustand unserer 
Infrastruktur ist eine Schande. Der Industriestandort und hunderttausende Arbeitsplätze sind 
in Gefahr. Kaufkraft und Wohlstand werden durch die Inflation vernichtet. Menschen mit 
geringen Einkommen oder schmalen Renten kommen kaum noch über die Runden. Um das 
Wettrüsten finanzieren zu können, drohen rabiate Kürzungen bei sozialer Sicherheit, 
Gesundheit und Pflege, auch in Berlin. 

Der Berliner Senat bietet dem Irrsinn leider kein Paroli, sondern trägt die wichtigsten 
Entscheidungen im Bundesrat sogar noch mit. Dass der Rüstungsetat von 52 auf 153 
Milliarden Euro steigen wird, ist nur durch die Billigung Kai Wegners und anderer Länderchefs 
möglich. Während auch die Linke im Bundesrat zustimmte, hat das BSW die Kriegskredite 
abgelehnt. 

Deutschland erlebt die größte Aufrüstung seit 1945. Statt unser Land mit Wehrpflicht und 
einer Militarisierung bis in die Schulen hinein „kriegstüchtig“ zu machen, braucht es eine 
Rückbesinnung auf die friedliche Beilegung von Konflikten und Abrüstung. Gegen eine Politik, 
die die Zukunft unseres Landes gefährdet und die direkte Kriegsgefahr für Deutschland erhöht, 
hat sich das BSW gegründet. Das sind die Prinzipien, die unser Handeln leiten: 

In der Wirtschafts- und Energiepolitik muss wieder Vernunft Einzug halten, statt den Bürgern 
E-Autos und Wärmepumpen aufzuzwingen, die sich die meisten schlicht nicht leisten können. 
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Löhne und Renten sind in Deutschland für zu viele zu niedrig, Steuern und Abgaben sind 
dagegen für Normalverdiener und Durchschnittsrentner zu hoch! Statt Freiheit und die 
Meinung des anderen zu achten, breitet sich ein autoritärer Politikstil aus, der den Bürgern 
vorschreiben will, wie sie zu leben und zu sprechen haben. Auf der anderen Seite lernen 
immer weniger Kinder in unseren Schulen auch nur richtig lesen, rechnen und schreiben. All 
das gefährdet Gemeinsinn und Zusammenhalt und damit die Zukunft unseres Landes. 
Wirtschaftliche Vernunft, eine gerechte Leistungsgesellschaft, eine friedliche Außenpolitik, 
echte Meinungsfreiheit und ein Stopp der unkontrollierten Migration sind wichtige 
Schwerpunkte unserer Partei.  

In Berlin leiten sieben zentrale Forderungen unser Handeln: 

1. Ihre Stimme für das BSW in Berlin ist eine Stimme gegen ein Weiter so der alten Parteien. 
Wir werden uns kompromisslos für Frieden einsetzen. Dafür, dass die wahnwitzige Aufrüstung 
gestoppt wird, die Kriege in der Ukraine und im Nahen Osten enden und die Gefahr eines 
dritten Weltkriegs gebannt wird – und wir wieder ein gutes Verhältnis zu allen unseren 
europäischen Nachbarn haben, auch zu Russland. Wir lehnen die Wehrpflicht ab!  

2. Ihre Stimme für das BSW in Berlin ist eine Stimme dafür, dass künftig die Interessen von 
Familien, Beschäftigten, Unternehmen und Rentnern im Mittelpunkt der Politik stehen. Wir 
setzen uns dafür ein, dass unsere Industrie geschützt wird. Das Verbrenner-Verbot, das 
weiterhin besteht, ist Gift! Die Wirtschaft braucht preiswerte Energie und muss von unsinniger 
Bürokratie befreit werden. Kein Arbeiter soll weniger als 15 Euro in der Stunde verdienen und 
kein Rentner mit einer Rente bis 2000 Euro Steuern bezahlen müssen. Dafür braucht es 
Bundesratsinitiativen des nächsten Senats! 

3. Ihre Stimme für das BSW in Berlin ist eine Stimme dafür, dass die Mietenexplosion gestoppt 
wird. Wir wollen die bestehenden Instrumente der Mietenregulierung schärfen und endlich 
konsequent durchsetzen und zusätzlich über eine Bundesratsinitiative einen Mietendeckel 
einführen. Berlin braucht mehr Wohnungen in öffentlicher Hand und in gemeinnütziger 
Bewirtschaftung.  

4. Ihre Stimme für das BSW in Berlin ist eine Stimme für gute Schulen, in denen jedes Kind 
unabhängig vom Geldbeutel der Eltern die besten Bildungschancen erhält. Wir setzen uns 
dafür ein, dass der Lehrermangel beendet wird und in den Grundschulen wieder das Erlernen 
der Kernkompetenzen Lesen, Schreiben und Rechnen im Vordergrund steht. Smartphones und 
Tablets, die den Wissenserwerb nachweislich erschweren, wollen wir aus den Klassenzimmern 
der Grundschulen verbannen.  

5. Ihre Stimme für das BSW in Berlin ist eine Stimme gegen die unkontrollierte Zuwanderung, 
die die Stadt weiterhin überfordert. Mit uns gibt es Kontrolle und Begrenzung ohne 
Diskriminierung und Rassismus. Der zunehmenden Kriminalität begegnen wir mit einer 
bürgernahen Polizei und einer effektiven und schnellen Justiz. Wer Gastrecht missbraucht und 
sich nicht an Recht und Gesetz hält, muss das Land verlassen. 

6. Ihre Stimme für das BSW in Berlin ist eine Stimme für Meinungsfreiheit und gegen Cancel 
Culture, eine Stimme für die konsequente Aufarbeitung der Corona-Zeit durch einen Corona-
Untersuchungsausschuss im Berliner Abgeordnetenhaus, das Verantwortliche vorlädt. Das 
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BSW hat bereits in mehreren Landtagen Untersuchungsausschüsse eingesetzt. Auch Berlin 
braucht eine Corona-Untersuchung! Monatelange Kita- und Schulschließungen, der 
unsägliche Umgang mit Altenheimen und die Ausgrenzung Andersdenkender sind 
aufzuarbeiten. Wer wegen Nichtbefolgung abstruser Regeln mit Geldbußen belegt wurde 
oder an den Folgen der Impfung leidet, muss entschädigt werden. 

7. Ihre Stimme für das BSW in Berlin ist eine Stimme für ein Landeswahlprogramm, das sehr 
konkrete Maßnahmen für die Verbesserung des Lebensalltags in Berlin enthält. Unser Berliner 
Programm wurde von Mitgliedern aus allen Bezirken und von Fachleuten mit genauen 
Kenntnissen der Probleme vor Ort entwickelt. Wir wollen ein Berlin, in dem Verkehr und 
Verwaltung funktionieren und die Fehlentscheidungen der letzten Landesregierungen 
zurückgenommen werden. Wir wollen ein Berlin, in dem die Menschen sich auf den Straßen 
sicher fühlen und die Kultur nicht weiter kaputtgespart wird. Dafür werden wir uns im 
Abgeordnetenhaus einsetzen. 

Das sind unsere Ziele. Wir werben um Ihr Vertrauen. 

Ihre 

 

 

Sahra Wagenknecht 
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Friedenspolitische Vernunft 

Unser Land braucht dringend eine Partei, die für Frieden und Diplomatie einsteht. Die anderen 
Parteien reden von Aufrüstung, von Wehrpflicht, von militärischer Opferbereitschaft, als 
wollten sie einen neuen Weltkrieg heraufbeschwören. Regierungspolitiker und Leitmedien 
verwenden in ihren Ansprachen Begriffe wie „Kriegstüchtigkeit“. Weder links noch rechts der 
kriegsbegeisterten Mitte ist eine Alternative für ein friedliebendes Deutschland zu finden. 

Das BSW will der großen Mehrheit der Deutschen, die ein Leben in Frieden und Wohlstand 
und ein Deutschland der Völkerverständigung wollen, wieder eine Stimme geben. Dem 
entgegen wollen alle Parteien von Linkspartei bis AfD noch mehr Geld für das NATO-
Militärbündnis und noch mehr militärische und politische Konfrontation, was immer es uns 
kostet.  

Aber ohne Entspannungspolitik nach außen ist sozialer Frieden im Inneren nicht möglich. 
Verschwenderische Budgets für Aufrüstung bedeuten weniger Geld für Bildung, Infrastruktur, 
Gesundheit, Renten, Kultur und soziale Sicherheit. Wer immer mehr Steuermilliarden aus dem 
Sozialhaushalt kürzt und US-amerikanischen Rüstungskonzernen zuschiebt, gefährdet den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Wir dulden keine Ostfront-Einsatzpläne für unsere Jugend 
und keine Feldzüge gegen den Sozialstaat. Das BSW steht für friedenspolitische Vernunft und 
soziale Gerechtigkeit. Dafür treten wir in Berlin ein. 

Für ein friedenstüchtiges Berlin 

Über Krieg und Frieden wird in Washington, im NATO-Hauptquartier in Brüssel und im 
Deutschen Bundestag entschieden, nicht im Berliner Abgeordnetenhaus. Dennoch wird sich 
das BSW Berlin mit allen landespolitischen Mitteln für Frieden und Abrüstung einsetzen. 

In der Zeit des Kalten Krieges war die getrennte Stadt ein Ort für diplomatischen Austausch, 
für offizielle und inoffizielle Verständigungen über die Grenzen hinweg, für 
Entspannungsmaßnahmen gegen die militärische Konfrontation zwischen Ost und West. Das 
BSW Berlin will, dass unsere Stadt erneut ein Forum für entwaffnende Begegnungen wird. 

Begegnungsstätten bewahren, Partnerschaften ausbauen 

Wir lehnen die gegenwärtigen Bestrebungen ab, das Russische Haus in Berlin-Mitte zu 
schließen, denn es hat sich als kulturelle und persönliche Begegnungsstätte zwischen der 
deutschen und russischen Zivilgesellschaft bewährt. Wir befürworten den Wiederaufbau der 
eingefrorenen Städtepartnerschaft zwischen den beiden europäischen Metropolen Berlin und 
Moskau, denn die Bewohner beider Hauptstädte sind nicht gleichzusetzen mit ihren 
Staatsregierungen und deren außenpolitischen Entscheidungen. Wir sind dafür, die 
unterbrochenen direkten Flugverbindungen von Berlin in russische Städte wiedereinzuführen.  

Das BSW Berlin befürwortet den Ausbau weiterer Partnerschaften mit Städten im globalen 
Süden. Außerdem wollen wir die Partnerschaft Berlins mit Tel Aviv um neue Partnerschaften 
mit palästinensischen Städten in Gaza ergänzen, auch wenn diese Städte gegenwärtig nach 
den Bombenangriffen der israelischen Luftwaffe nur noch in ihren Grundrissen erkennbar 
sind. Wir setzen uns ein für die Etablierung von Partnerschaften mit 
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kolonialisierungsbedrohten palästinensischen Ortschaften im Westjordanland. Damit werden 
wir der Tatsache gerecht, dass Berlin die Heimat der größten palästinastämmigen 
Gemeinschaft in Europa ist. 

Zivilklausel für Bildung und Forschung 

Wir fordern die Einführung einer verbindlichen Zivilklausel für alle Berliner 
Bildungseinrichtungen. Universitäten, Hochschulen und Schulen dürfen nicht für militärische 
und rüstungsfördernde Zwecke missbraucht werden. Die Zivilklausel schließt Kooperationen 
mit NATO und Bundeswehr aus und orientiert Forschung und Lehre ausschließlich an zivilen, 
friedensfördernden Zielen. 

Keine Militarisierung des öffentlichen Raums 

Alle Pläne zur Militarisierung der Berliner Infrastruktur lehnen wir ab. Investitionen in 
Verkehrsinfrastruktur (z.B. Brücken, Straßen) und in die ärztliche Versorgung (z.B. 
Krankenhäuser) müssen ausschließlich am Bedarf und am Lebenswohl der Berliner 
Bevölkerung orientiert sein. Investitionen in die bauliche und gesundheitliche Infrastruktur 
unserer Stadt sind dringend nötig. Gerade deshalb dürfen sie nicht den Aufmarsch-Phantasien 
von NATO- und Bundeswehr-Generälen folgen und sich dem sogenannten „Operationsplan 
Deutschland“ unterstellen. Wir wollen, dass unsere Steuergelder uns und den Bedürfnissen 
unserer Stadt dienen, nicht den Profiten des Militärisch-Industriellen Komplexes. 

Wir verbieten, wo immer möglich, Bundeswehr-Werbung an Schulen, auf BVG-Fahrzeugen, an 
Haltestellen und in öffentlichen Räumen. Wir klären auf, ob und wie Steuergelder für solche 
Werbung fließen, und fordern ein Werbeverbot. BVV-Verordnete des BSW haben dazu bereits 
Aufklärungs-Initiativen angestoßen. Wir werden diese Initiativen auf Landesebene 
weiterführen. 

Wehrdienstverweigerung und Friedensbildung 

Wir unterstützen junge Berliner in ihrem Grundrecht, den Wehrdienst zu verweigern, und 
helfen ihnen mit Online-Angeboten und Direktberatungen bei der Antragstellung. Auch für 
Reservisten richten wir Beratungsangebote ein. 

Wir fordern die Einführung von Friedensbildung als verbindlichem Lehrbestandteil an Berliner 
Schulen. Diese Friedensbildungs-Module vermitteln Themen wie Friedenspolitik, 
Konfliktlösung, die Geschichte und Gegenwart des internationalen Völkerrechts und die 
Rechtslage zu Wehrdienst und Wehrdienstverweigerung. Friedensbildungs-Module werden 
ein verpflichtender Bestandteil der Lehrkräfteausbildung an Berliner Hochschulen und in 
Fortbildungsformaten der Senatsverwaltung. 

Neue Möglichkeiten des internationalen Austausches fördern 

Wir fördern in Berlin internationale Dialogveranstaltungen und Jugendaustauschprogramme. 
Wir loten Möglichkeiten der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen lokalen 
Unternehmen in Berlin und in Orten des globalen Südens aus und legen dabei besonderen 
Wert auf die sozialen Wirkungen der wirtschaftlichen Kooperation. 
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Wohnen in Berlin 

Bezahlbares Wohnen ist eine Voraussetzung für sozialen Zusammenhalt in Berlin. Wenn 
Wohnraum knapp ist, Mieten steigen und Verdrängung zunimmt, trifft das nicht nur einzelne 
Mieter, sondern die Entwicklung der ganzen Stadt. Es betrifft die Frage, ob Berlin für breite 
Teile der Bevölkerung lebenswert und sozial durchmischt bleibt. 

Für das BSW folgt daraus ein klarer politischer Auftrag. Wohnen gehört zur Daseinsvorsorge 
und darf nicht allein den Kräften des Marktes überlassen werden. Berlin braucht mehr Einfluss 
auf die Bodenpolitik, mehr dauerhaft gebundene Sozialwohnungen und eine stärkere 
Förderung gemeinnütziger und genossenschaftlicher Wohnformen. Unser Ziel ist eine 
Wohnungspolitik, die bezahlbaren Wohnraum sichert und die Interessen der Berliner Mieter 
schützt. 

Die Berliner Politik muss den Willen der Berliner Bevölkerung respektieren und den 
Volksentscheid „Deutsche Wohnen & Co. enteignen“ umsetzen. Wir brauchen außerdem 
einen weiteren Anlauf für einen Mietendeckel. Mit einer Bundesratsinitiative wollen wir 
erreichen, dass entweder bundesweit ein Mietendeckel für angespannte Wohnungsmärkte 
wie Berlin eingeführt oder zumindest ermöglicht wird und dass die Bundesländer selbständig 
über die Einführung eines solchen Mietendeckels entscheiden können.   

Zunehmend entstehen in Berlin sogenannte Mikroapartments zu horrenden Mietpreisen. 
Gleichzeitig leben viele Familien in beengten Wohnverhältnissen. Der Stadt sind hier bisher 
gesetzlich die Hände gebunden. Wir werden uns über den Bundesrat dafür einzusetzen, den 
Bau solcher Apartments bundesgesetzlich einzuschränken, damit mehr bedarfsgerechter 
Wohnraum entstehen kann. 

Das Land Berlin muss seine Kooperation mit den Mietervereinen zur Übernahme von 
Mitgliedsbeiträgen für Transferleistungsbeziehende (Bürgergeld‑, Sozialhilfe‑ und 
Grundsicherungsbeziehende) wieder aufnehmen und dauerhaft sichern. 

Mitgliedschaften in Mietervereinen sind eine zentrale Ressource für mietrechtlichen Schutz, 
Prozesskostenübernahme, rechtliche Beratung und kollektive Interessenvertretung – 
insbesondere für Menschen mit niedrigem Einkommen und prekärer Wohnsituation. Ohne 
staatliche Unterstützung der Beiträge werden diese Menschen von wichtigen Rechtsschutz‑ 
und Teilhabemöglichkeiten ausgeschlossen. 

Bezahlbares Wohnen sichern 

Die Berliner Wohnungskrise ist auch das Ergebnis eines Marktes, auf dem Knappheit zu einem 
Geschäftsmodell geworden ist. Mit Wohnraum werden hohe Gewinne erzielt, während für 
viele Berliner die Suche nach einer bezahlbaren Wohnung zur Belastungsprobe wird. 
Mietgrenzen werden durch möblierte Vermietung und ähnliche Konstruktionen umgangen, 
steuerliche Schlupflöcher begünstigen spekulative Immobiliengeschäfte und bezahlbarer 
Wohnraum verschwindet Schritt für Schritt aus der Stadt. 

Die Folgen sind seit Jahren sichtbar: steigende Mieten, die Verdrängung 
einkommensschwächerer Haushalte aus innerstädtischen Lagen und die zunehmende 
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Gentrifizierung ganzer Kieze. Diese Entwicklung ist nicht naturgegeben. Sie ist das Ergebnis 
politischer Entscheidungen und politischer Versäumnisse. Deshalb muss Berlin entschlossener 
gegensteuern. Möblierte Wohnungen dürfen nicht länger zu überhöhten Preisen vermietet 
werden. Geschäftsmodelle, die Wohnraum verteuern, verknappen oder dem regulären Markt 
entziehen, müssen wirksam begrenzt werden. 

Sozialwohnungsbau ausbauen und dauerhaft sichern 

Berlin hat deutlich zu wenig Sozialwohnungen. Gemessen an der Einwohnerzahl und an den 
Einkommen in der Stadt ist das ein gravierendes Versäumnis. Das Ziel des Senats, jährlich 
5.000 neue Sozialwohnungen zu schaffen, wird seit Jahren verfehlt. Gleichzeitig schrumpft der 
Bestand weiter, weil immer wieder Wohnungen aus der Bindung fallen. Das trifft vor allem 
Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen, für die bezahlbarer Wohnraum immer 
schwerer zu finden ist. 

Deshalb fordert das BSW deutlich höhere öffentliche Investitionen in den Sozialwohnungsbau. 
Beim Neubau muss der Anteil preis- und belegungsgebundener Wohnungen spürbar steigen, 
vor allem im kommunalen Wohnungsbau durch die landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften. Wir setzen uns für ein verbindliches Ziel von mindestens 6.000 
neuen Sozialwohnungen pro Jahr ein. 

Für uns gilt zugleich ein klarer Grundsatz: Sozialwohnungen müssen auf Dauer 
Sozialwohnungen bleiben. Es ist nicht akzeptabel, dass Wohnungen mit öffentlichen Mitteln 
gefördert werden und nach einigen Jahren wieder dem freien Markt zufallen. Öffentliche 
Förderung muss dauerhaft an Mietpreis- und Belegungsbindungen gebunden sein. Ebenso 
muss verhindert werden, dass geförderte Wohnungen später in Eigentum umgewandelt oder 
mit starken Mietsteigerungen dem sozialen Wohnungsbestand entzogen werden. 

Bodenpolitik neu ordnen 

Wer bezahlbar bauen will, muss bei der Bodenpolitik ansetzen. Hohe Grundstückspreise 
treiben die Kosten des Wohnungsbaus nach oben und verteuern am Ende auch die Mieten. 
Deshalb braucht Berlin eine klare Wende: Landeseigener Grund und Boden darf grundsätzlich 
nicht weiterverkauft werden. 

Stattdessen sollen öffentliche Flächen nur noch langfristig im Erbbaurecht vergeben werden, 
vor allem an landeseigene Wohnungsbaugesellschaften und gemeinnützige 
Genossenschaften. Das begrenzt Bodenspekulation, senkt die Baukosten und stärkt den 
Einfluss der öffentlichen Hand auf die Stadtentwicklung. Boden ist keine beliebige Ware, 
sondern die Grundlage einer verantwortungsvollen Stadtpolitik. 

Berlin muss Flächen frühzeitig sichern, statt Wohnungsbau immer erst dann zu diskutieren, 
wenn der Druck bereits zu groß geworden ist. Eine vorausschauende Baulandvorsorge und 
eine verlässliche Stadtentwicklungsplanung sind notwendig, damit in den kommenden Jahren 
ausreichend Flächen für den Wohnungsbau zur Verfügung stehen. 

Wir fordern die Ausweitung des Vorkaufsrechts mit Preislimitierung sowie die entsprechende 
finanzielle Ausstattung der Bezirke. 
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Vorhandenen Wohnraum schützen und besser nutzen 

Neubau allein wird die Wohnungsfrage nicht lösen. Berlin muss auch den vorhandenen 
Wohnraum besser schützen und sinnvoller nutzen. Es ist nicht hinnehmbar, dass viele 
Menschen vergeblich eine bezahlbare Wohnung suchen, während zugleich Wohnungen leer 
stehen, kaum genutzt oder als Ferienwohnungen zweckentfremdet werden. 

Das BSW wendet sich gegen den Abriss noch nutzbarer Gebäude, gegen unnötige 
Zwangsmodernisierungen, gegen überteuerte möblierte Vermietungen und gegen jede Form 
der Zweckentfremdung. Wohnraum ist zum Wohnen da. Deshalb muss die Umwandlung von 
Wohnungen in Ferienunterkünfte oder vergleichbare Nutzungen wirksam unterbunden 
werden. Dafür sind die entsprechenden Personalressourcen in den Bezirksämtern 
entsprechend umzuorganisieren.  

Der Verdrängung von Alt-Mietern durch Wohnungsmodernisierungen muss Einhalt geboten 
werden.  Die Umlage von Modernisierungskosten auf die Miete ist auf den nachweisbaren 
Investitionsaufwand zu begrenzen und zeitlich so auszugestalten, dass sie mit Eintritt der 
vollständigen Amortisation endet. 

Auch gegen spekulativen Leerstand muss Berlin konsequenter vorgehen. Bei längerem 
Leerstand ohne triftigen Grund ist zu prüfen, ob eine treuhänderische Vermietung durch den 
Bezirk möglich ist. Wenn Eigentum seiner sozialen Verantwortung dauerhaft entzogen wird, 
darf der Staat nicht untätig bleiben. Als letztes Mittel bleibt auch die Vergesellschaftung 
vorbehalten. 

Zugleich wollen wir eine bedarfsgerechtere Nutzung des Wohnungsbestands erleichtern. 
Viele ältere Menschen leben nach dem Auszug ihrer Kinder in Wohnungen, die für ihren 
heutigen Bedarf zu groß sind. Ein Umzug scheitert jedoch oft daran, dass eine kleinere 
Wohnung bei Neuvermietung teurer wäre als die bisherige. Deshalb wollen wir Anreize 
schaffen, damit ein Wechsel in eine passende Wohnung wieder attraktiv wird. Dazu gehört 
auch die Förderung eines bedarfsgerechten Wohnungstauschs. 

Der Auszug aus dem Elternhaus ist durch den Wohnraummangel für nicht-begüterte 
erwachsene Kinder praktisch unmöglich. Bei der Vergabe öffentlich geförderter Wohnungen 
sollte neben den bisherigen Kriterien auch die Dauer des bisherigen Hauptwohnsitzes in Berlin 
berücksichtigt werden. Vorrang sollten bekommen junge Volljährige, die erstmals einen 
eigenen Haushalt begründen, Familien in beengten Wohnverhältnissen sowie Personen, die 
aus beruflichen oder ausbildungsbedingten Gründen auf einen Wohnungswechsel 
angewiesen sind. 

Gemeinnützigkeit und Genossenschaften stärken 

Bezahlbares Wohnen wird auf Dauer nur gesichert werden können, wenn der 
Wohnungsmarkt nicht allein renditeorientierten Akteuren überlassen bleibt. Deshalb will das 
BSW Gemeinnützigkeit und genossenschaftliches Engagement im Wohnungswesen gezielt 
stärken. Eine Berliner Genossenschaftsoffensive und der Ausbau gemeinnütziger 
Wohnformen können dazu beitragen, dauerhaft bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und 
stabile Nachbarschaften zu sichern. 
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Wir setzen uns dafür ein, Genossenschaften beim Zugang zu Bauland, bei der Förderung und 
bei der Projektentwicklung gezielt zu unterstützen. Genossenschaften tragen aufgrund des 
Geschäftsmodells zur Dämpfung der Mieten bei. Deshalb fordern wir, die politische Blockade 
gegenüber den Genossenschaften aufzugeben und ihnen vorrangig Grund und Boden 
anzubieten bzw. den Grund und Boden im Rahmen des Erbbaurechtes für 99 Jahre zur 
Verfügung zu stellen. 

Bei Wohnungsbauvorhaben des Landes und seiner Unternehmen soll ein deutlich höherer 
Anteil gemeinnütziger und genossenschaftlicher Wohnungen vorgesehen werden. So kann 
Berlin Schritt für Schritt ein stärkeres, nicht renditegetriebenes Wohnungssegment aufbauen 
und dem Markt wieder mehr soziale Balance entgegensetzen. 
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Arbeit und Soziales, Familie 

Das BSW kämpft gemeinsam mit den Beschäftigten in Stadt und Land, in allen 
Wirtschaftsbereichen und Verwaltungen, in Industrie und Dienstleistungen für ein Land mit 
gerechten Löhnen, sicheren Arbeitsplätzen und guten Arbeitsbedingungen. Um 
Lohndrückerei zu verhindern, muss die Tarifbindung wieder gestärkt und die 
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen vereinfacht werden. 

Dabei muss das Land Berlin vorangehen. Insbesondere muss die prekäre Arbeit in 
Landesverantwortung abgeschafft werden. Den Tarifverträgen des öffentlichen Dienstes muss 
endlich wieder volle Geltung verschafft werden.  

Wir unterstützen die Beschäftigten, ihre Gewerkschaften und Betriebs- bzw. Personalräte in 
ihrem Einsatz für Arbeiterrechte und gute Arbeit.  

Der Sozialstaat und die in langen gewerkschaftlichen Kämpfen errungenen Rechte der 
arbeitenden Bevölkerung dürfen nicht weiter ausgehöhlt werden. Sie zu verteidigen und zu 
erneuern ist ein Kernanliegen des BSW. 

Die öffentliche Daseinsvorsorge ist ein grundgesetzlich verankertes Sozialstaatsprinzip und 
darf nicht den Regeln eines Marktes unterworfen werden, in dem Gewinn und Rendite über 
dem Gemeinwohl stehen. Der öffentliche Bereich muss mit tariflich gesicherten 
Arbeitsverhältnissen und verlässlichen Standards Vorbild sein und auf die Privatwirtschaft 
ausstrahlen, statt selbst immer stärker das Diktat angeblich marktüblicher Löhne und 
Bedingungen zu übernehmen. 

Wir stehen für eine Politik, die soziale Gerechtigkeit wieder ins Zentrum rückt. Soziale 
Gerechtigkeit bedeutet für uns nicht Gleichmacherei, sondern faire Lebensverhältnisse, echte 
Teilhabe und Schutz vor sozialem Abstieg. 
 

Tarifbindung und gleiche Bezahlung 

Wir fordern in unserer Stadt gleiches Gehalt für gleiche Arbeit beim gleichen Arbeitgeber. Dies 
gilt sowohl für Beschäftigte bei Tochtergesellschaften (z.B. Vivantes, Charité, BVG und BT 
Berlin Transport GmbH), die die gleiche Arbeit verrichten, als auch für Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst, die nach über 30 Jahren Wiedervereinigung immer noch bei Gehalt und 
Weihnachtsgeld in Ost und West eingeteilt werden. 

Wir werden sachgrundlose Befristungen im öffentlichen Bereich abschaffen und uns für 
sichere Arbeitsverhältnisse einsetzen. Aus- und Neugründungen aus öffentlichen 
Unternehmen, die zu schlechteren Arbeitsbedingungen und schlechterer Bezahlung geführt 
haben, führen wir konsequent zurück. 

Wir gehen kompromisslos gegen Lohndumping vor und setzen uns für die Rückführung 
ausgegliederter Bereiche wie Reinigungsdienste und Logistik in öffentliches Eigentum ein. 
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Wir wollen, dass in wesentlich mehr Branchen in Berlin die Allgemeinverbindlichkeit des dort 
geltenden Tarifvertrags erklärt wird, und wirken im Abgeordnetenhaus darauf hin, bundesweit 
die Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen zu erleichtern. 

Armut bekämpfen 

Armut ist Realität in vielen Wohnvierteln in Berlin. Besonders schwer trifft sie Kinder, alte 
Menschen, Arbeitslose, Alleinerziehende und prekär Beschäftigte. Etwa jedes vierte Kind lebt 
in einer Familie, die auf Grundsicherungsleistungen angewiesen ist. Armut hat langfristige 
Auswirkungen auf Bildungschancen, auf die Gesundheit und die soziale und kulturelle 
Teilhabe der Betroffenen, denn genau wie Reichtum wird auch Armut an die nächste 
Generation weitergegeben. 

Hier setzen wir mit sozialen Unterstützungsmaßnahmen an. Wir richten zusätzliche 
Beratungsstellen für kindesbezogene Leistungen der Familienkasse ein. Es muss die 
Möglichkeit geben, direkt vor Ort Leistungsanträge zu stellen. Alternativ soll die Beratungs- 
und Antragsunterstützung auch online möglich sein.  

Keine Sparpolitik bei sozialen Diensten und Einrichtungen 

Von den aktuellen Sparmaßnahmen des Senats sind insbesondere Träger der 
Wohlfahrtsverbände und Bildungsträger betroffen. Diese werden jedoch mehr denn je 
gebraucht, um die größer werdende Zahl der Armutsbetroffenen und Arbeitslosen mit 
konkreten Maßnahmen zu beraten und zu unterstützen. Wir fördern direkte Hilfsangebote 
wie finanzielle Hilfen, Lebensmittel, Kleidung oder Unterstützung bei der Wohnungssuche und 
gewährleisten rechtliche und psychologische Betreuung bei gleichzeitiger Verringerung 
bürokratischer Hürden. Diese Angebote sind insbesondere zur Prävention von 
Suchtkrankheiten und Wohnungslosigkeit einzusetzen. 

Wohnungslosigkeit überwinden 

Wohnungslosigkeit ist Ausdruck struktureller Fehlentwicklungen und kein persönliches 
Versagen. In einer wohlhabenden Stadt wie Berlin darf sie nicht als Normalzustand akzeptiert 
werden. Wir setzen auf frühzeitige Prävention bei Mietrückständen und Wohnungsverlust, auf 
die konsequente Umsetzung von „Housing-First“-Ansätzen, auf den Ausbau von Not- und 
Übergangsunterkünften mit menschenwürdigen Standards, auf verlässliche soziale Begleitung 
und Beratung, darunter psychosoziale Beratungsangebote. Wir wollen Wohnungslosigkeit 
verhindern, nicht verwalten. 

In Berlin leben derzeit geschätzt über 55.000 wohnungslose Menschen, darunter mindestens 
6.000 Obdachlose. Ohne entschlossenes Handeln droht die Zahl bis Ende des Jahrzehnts auf 
bis zu 100.000 anzusteigen. Alle Betroffenen brauchen in erster Linie eine eigene Wohnung. 
Statt wie bisher mit umfangreicher Sozialarbeit zu beginnen und erst danach eine 
Unterbringung anzubieten, setzt „Housing First“ die Wohnung an den Anfang – verbunden mit 
freiwilliger, bedarfsorientierter sozialer Betreuung. In Finnland hat dieses Modell die 
Obdachlosigkeit stark reduziert und spart der öffentlichen Hand jährlich etwa 15.000 Euro pro 
Person.  
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Auch in deutschen Kommunen zeigen Pilotprojekte Erfolge. Einzelne Modellprojekte reichen 
jedoch nicht aus. Wir wollen „Housing First“ als verstetigte und flächendeckende 
Regelmaßnahme in Berlin verbindlich verankern. Die öffentliche Hand muss dazu alle 
Instrumente nutzen: Leerstand erfassen und beheben, Zweckentfremdung verhindern, 
Mietwucher bekämpfen und Belegungsrechte ausweiten. Wohnungslosigkeit ist kein 
Schicksal. Mit Housing First setzen wir auf mehr Menschenwürde und weniger Folgekosten. 

Drogenpolitik und Suchtprävention 

Drogensucht hat neben den individuellen Schäden auch gesellschaftliche Folgen, die keine 
verantwortungsbewusste Partei ignorieren oder abstreiten sollte. Gesundheitsschädigungen, 
hohe Krankenkosten, Arbeitsunfähigkeit, Prostitution, „Babystrich“ und Menschenhandel, 
Beschaffungskriminalität sowie organisierte Kriminalität im Zusammenhang mit dem Verkauf 
illegaler Suchtmittel belasten immer auch die Gemeinschaft. 

Wir setzen uns dafür ein, Maßnahmen zur Drogenprävention auszuweiten. Aufgrund der 
steigenden Zahl von Drogenkranken sollten Hilfsangebote wie geschützte 
Drogenkonsumräume, medizinische Betreuungseinrichtungen oder die Unterstützung bei 
Substitutionstherapien ausgeweitet werden. Eine Drogenabhängigkeit führt oft zu Verlust des 
sozialen und beruflichen Umfelds sowie der Unterkunft. Kommt es infolge der 
Drogenabhängigkeit zu Obdachlosigkeit, so verschärfen sich die körperlichen und psychischen 
Belastungen der Suchtkranken. Wir fordern daher eine Erweiterung von Unterkünften, die 
speziell für suchtkranke Menschen vorgesehen sind. 

Unabhängige Monitoring- und Kontrollstelle für Jugendämter einführen 

Wir setzen uns für die Einführung einer unabhängigen Monitoring- und Kontrollstelle für die 
Jugendämter ein. Ziel der Monitoring- und Kontrollstelle soll sein, Missbrauch, 
Fehlzuweisungen von Ressourcen, Verzögerungen bei Hilfsangeboten sowie 
Rechtsverletzungen frühzeitig zu erkennen und öffentlich zu adressieren. Es soll eine Stelle mit 
klar abgegrenzten Kompetenzen, Aufgabenbereichen und Rechenschaftsberichten sein. Eine 
solche unabhängige Stelle fördert Vertrauen von Familien, Fachkräften und Trägern 
gleichermaßen, stärkt auf allen Ebenen die Rechtsdurchsetzung und sichert dadurch eine 
kontinuierliche Verbesserung der Jugendhilfe in Berlin. 

Einsamkeit entgegenwirken, soziale Orte stärken 

Einsamkeit ist auch in Berlin ein wachsendes gesellschaftliches Problem. Sie betrifft nicht nur 
ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Menschen, sondern zunehmend auch junge 
Erwachsene. Besonders betroffen sind zudem arbeitslose, obdachlose und sozial 
benachteiligte Menschen. Einsamkeit kann psychische Belastungen verstärken, die 
Gesundheit beeinträchtigen und den sozialen Zusammenhalt schwächen. 
Wir begreifen Einsamkeit deshalb als politische Herausforderung. Berlin braucht mehr Orte 
der Begegnung und verlässliche Angebote, die soziale Teilhabe fördern. Dazu gehören der 
Ausbau und die langfristige Sicherung von Stadtteilzentren, die Förderung von 
Nachbarschafts- und Begegnungsprojekten sowie gezielte Maßnahmen gegen Vereinsamung 
bei jungen Menschen, älteren Menschen und sozial Benachteiligten. Gemeinschaft entsteht 
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nicht von selbst. Sie braucht Begegnungsräume und politische Unterstützung sowie die 
Förderung von Zusammendenken von  Kitas, Grundschulen und Seniorenheimen. 
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Bildung 

Das deutsche Bildungssystem verliert zunehmend an Bildungsqualität, Chancengerechtigkeit 
und kultureller Tiefe. Das BSW will diese Entwicklung umkehren. Unser Ziel ist eine 
Bildungswende, die die Erziehung unserer Kinder zu mündigen, selbstständig denkenden und 
verantwortungsbewussten Menschen in den Mittelpunkt stellt. 

Bildung bedeutet für uns, Leistung zu fordern und zu fördern, soziales Verhalten zu stärken 
und junge Menschen auf ein selbstbestimmtes, beruflich tragfähiges Leben vorzubereiten. 
Wir wollen eine Rückbesinnung auf verbindliche Inhalte, klare Leistungsstandards und 
überprüfbare Ergebnisse. Schülerinnen und Schüler sollen wissen, was sie können – und was 
von ihnen erwartet wird. 

Frühkindliche Förderung als Grundlage für Integration und Chancengleichheit 

Frühkindliche Bildung ist entscheidend für Integration, Sprachentwicklung und spätere 
Bildungserfolge. Das BSW Berlin fordert deshalb eine verpflichtende Teilnahme an der Kita 
spätestens ab dem vierten Lebensjahr. So können sprachliche, soziale und kognitive 
Kompetenzen frühzeitig gefördert werden. 

Zur Sicherung der Bildungsqualität in den Kitas sollen regelmäßige Sprachdiagnostiken ab dem 
dritten Lebensjahr eingeführt werden. Ergänzend sollen Stadtteilmütter und 
Integrationslotsen als Vermittler zwischen Familien, Kitas und Schulen wirken und Eltern 
stärker in die frühkindliche Förderung einbeziehen. 

Darüber hinaus setzen wir uns für die Wiedereinführung einer verbindlichen Vorschulphase 
ein, die gezielt Sprachbildung, Zahlenverständnis und soziales Lernen fördert. Frühkindliche 
Bildung darf nicht als Betreuungsangebot verstanden werden, sondern als fundamentaler 
Baustein für Chancengerechtigkeit und gesellschaftliche Teilhabe. 

Bildungsgerechtigkeit und Stadtentwicklung verschränken 

Bildung darf nicht von der Postleitzahl abhängen. In sozial benachteiligten Stadtteilen 
brauchen Schulen besondere Unterstützung. Das BSW Berlin fordert ein mehrjähriges 
Förderprogramm für Schulen in Brennpunktlagen, das zusätzliche Mittel, Fortbildungen und 
voll ausgebildetes Personal bereitstellt. 

Darüber hinaus soll durch Verteilungsquoten beim Übergang in die Grundschulen eine 
bessere Durchmischung von Schülern mit unterschiedlichem deutschen Sprachstand 
innerhalb der Bezirke erreicht werden. Ziel ist es, Segregation zu verhindern und Begegnung 
zu fördern. Schüler nicht deutscher Herkunft sollen durch diese Maßnahme gleichmäßiger auf 
die Klassen im Bezirk verteilt werden. Wir streben die bessere Integration der Schulen in ihre 
Stadtteile an, um Schule, Kultur, Nachbarschaft und soziale Dienste miteinander zu verbinden 
uns so Ankerpunkte lokaler Gemeinschaften zu schaffen. 

Wir verstehen Bildung als Triebkraft sozialer Stadtentwicklung. Jede Schule und jede Kita ist 
Teil des Gemeinwesens und soll ein Ort des sozialen Zusammenhalts werden. Dazu gehören 
klare Strukturen, Verlässlichkeit im Schulalltag und eine Verwaltung, die pädagogische Arbeit 
unterstützt, statt sie zu behindern. 
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Ein wirksames Mittel für eine verbesserte Bildungsgerechtigkeit ist ein längeres gemeinsames 
Lernen. Ein solches vermindert die soziale Segregation und verlängert die Zeiträume zur 
Bewertung des Bildungspotentials der einzelnen Kinder. Internationale Vergleichsstudien 
zeigen, dass Gemeinschaftsschul-Konzepte insgesamt nicht zu einer Verminderung der 
Bildungsqualität führen. Neben Gymnasien sollte es in den Berliner Bezirken ein breites 
Angebot an Gemeinschaftsschulen mit einer hohen Bildungsqualität geben. 

Lehrplanreformen angehen 

Das Berliner Schulsystem braucht eine tiefgreifende inhaltliche Reform. Die bestehenden 
Rahmenlehrpläne sind überfrachtet und häufig unverständlich. Das BSW Berlin fordert eine 
klare Gliederung der Lehrpläne nach Kenntnissen, Fertigkeiten und Kompetenzen. Der 
Schwerpunkt muss auf überprüfbaren Lernzielen liegen, die allen Beteiligten Orientierung 
geben. 

Wir wollen eine deutliche Entschlackung der Lehrpläne, um Zeit für Wiederholung, Vertiefung 
und individuelle Förderung zu schaffen. Der Erwerb grundlegender Fähigkeiten – Lesen, 
Schreiben und Rechnen – muss in der Grundschule wieder oberste Priorität erhalten. 
Übungen wie Diktate, Kopfrechnen und Textverständnis gehören selbstverständlich in den 
Unterricht. 

Fehlerquotienten und Schulnoten sollen als transparente Instrumente der 
Leistungsbewertung beibehalten werden, da sie Motivation und Orientierung bieten. 
Leistungsbewertung soll kein Mittel der Selektion, sondern ein Werkzeug zur Förderung sein 
und als solches eingesetzt werden. 

Berufsorientierte Schülerpraktika ausweiten 

Immer weniger junge Menschen entscheiden sich für eine handwerkliche Fachausbildung. Der 
gegenwärtige Fachkräftemangel entsteht auch daraus, dass es den Schülerinnen und Schülern 
an einer Vorstellung vom Handwerk fehlt. Bislang sind für die meisten Oberschüler während 
ihrer gesamten Schullaufbahn nur ein bis zwei Schülerpraktika Pflicht. 

Den Umfang der Schülerpraktika an Berliner allgemeinbildenden Schulen erhöhen wir auf drei 
Blockpraktika in verschiedenen Betrieben für die Dauer von jeweils zwei Wochen. Damit 
entspricht der Umfang der Praktika dem „Tag in der Praxis“ in Thüringen (36 bis 39 Schultage 
innerhalb eines Schuljahres). Die Praktikumsleistungen der Schüler müssen stärker als bisher 
auf dem Schuljahreszeugnis berücksichtigt werden. 

Durch eine Ausweitung der Schülerpraktika erhalten junge Menschen einen besseren, 
tiefergehenden Einblick in die Arbeitswelt und können sich später bewusster für 
Ausbildungsberufe entscheiden. 

Sonderpädagogische Förderzentren sichern 

Nicht alle Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf können in Regelschulen 
angemessen gefördert werden. Speziell für den Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung sind 
kleine Lerngruppen, spezialisierte Pädagogik und gezielte therapeutische Angebote 
unverzichtbar. Wir fordern deshalb den dauerhaften Erhalt der Förderzentren als 
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eigenständige und hochwertige Bildungsorte. Sie stehen gleichberechtigt neben inklusiven 
Regelschulen und gewährleisten, dass Familien eine echte Wahl haben und die bestmögliche 
Förderung erhalten. Zugleich wollen wir neue Inklusionsmodelle in neuen Regelschulen 
erproben. Wir fordern zudem den flächendeckenden Einsatz von Schulpsychologen. 

Die derzeitige Aufteilung der Schulassistenz zwischen Jugendämtern und 
Sonderpädagogischen Förderzentren führt zu Verzögerungen, Doppelstrukturen und unklaren 
Verantwortlichkeiten. Wir befürworten die Zusammenlegung aller Zuständigkeiten für 
Schulassistenz in einer einzigen Landesstruktur, die transparent arbeitet, zügig entscheidet 
und Ressourcen effizient verwaltet. Ziel ist ein einfaches, gerechtes und planbares Verfahren. 

Multiprofessionelle Zusammenarbeit stärken 

Die Qualität der Berliner Schulen hängt entscheidend von der Zusammenarbeit verschiedener 
Berufsgruppen ab. Deshalb fordern wir den flächendeckenden Einsatz multiprofessioneller 
Teams, bestehend aus Lehrkräften, Erziehern, Sozialarbeitern, Psychologen sowie Fachkräften 
für IT, Prävention und Verwaltung. 

Zur Entlastung der Schulen und für mehr Transparenz soll ein zentrales IT-System für alle 
Berliner Schulen geschaffen werden, das den Verwaltungsaufwand verringert und die 
Kommunikation zwischen Lehrkräften, Eltern und Schulverwaltung erleichtert. Jede Schule 
soll über eigene IT-Fachkräfte verfügen, die täglich ansprechbar sind. 

Ein berlinweites Qualitätsmanagementsystem soll regelmäßig die Arbeit von Lehrenden, 
Lernenden und Schulleitungen evaluieren. Vergleichsarbeiten in zentralen Jahrgängen sollen 
als Instrument der Selbstkontrolle und Qualitätssicherung genutzt werden. 

Digitalisierung und Medienbildung anpassen 

Digitalisierung ist ein Werkzeug des Lernens, kein Ersatz für Bildung. Digitale Kompetenzen 
sollen in allen Fächern vermittelt werden, jedoch immer eingebettet in kritische Reflexion und 
ethische Bildung. Gleichzeitig müssen Schulen Orte bleiben, an denen Konzentration, Haptik 
und soziale Interaktion möglich sind. Digitale Geräte dürfen nicht dominieren.  

In Grundschulen sollen sogenannte „Detox-Klassen“ ohne Bildschirme eingerichtet werden, 
um Aufmerksamkeit, Gedächtnisleistung und Lesekompetenz zu fördern. Smartphones sollen 
während des Unterrichts grundsätzlich nicht genutzt werden und sind vor dem Unterricht 
wegzuschließen. 

Wir fordern, dass alle Schülerinnen und Schüler am Ende der 10. Klasse einen verbindlichen 
digitalen Führerschein erwerben, der Kenntnisse im Umgang mit Medien, Datenschutz und 
Informationsbewertung nachweist. 

Infrastruktur und Lernumgebung aufwerten 

Immer mehr Berliner Schulen sind in desolatem Zustand. Wir sehen darin einen 
gesellschaftlich alarmierenden Ausdruck der Verachtung der regierenden Klasse gegenüber 
unseren Kindern und unseren Lehrkräften. Deshalb fordern wir ein zentrales Programm zur 
Instandsetzung und ästhetischen Aufwertung von Schulen, das Nachhaltigkeit, 
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Energieeffizienz und Lernfreundlichkeit miteinander verbindet. Jede Schule soll über moderne 
technische Ausstattung, flächendeckendes WLAN und eigene Arbeitsplätze für Lehrkräfte 
verfügen. Sanierungen sollen innerhalb klarer Fristen erfolgen und ein funktionierendes 
Hausmeisterwesen muss die Wartung vor Ort sicherstellen. 

Wir erteilen Kündigungen von Reinigungsleistungen an Schulen, wie z.B der Tagesreinigung, 
eine Absage. Perspektivisch wollen wir die Schulreinigung rekommunalisieren. Die Bezirke 
sind dementsprechend finanziell auszustatten. 

Hochschulen angemessen finanzieren 

Hochschulen müssen der gesellschaftlichen Bedeutung von Forschung, Lehre und 
Wissenstransfer gerecht werden. Ihre strukturelle Unterfinanzierung bedroht diesen 
Anspruch. Wir fordern, die Landeszuschüsse für die Berliner Hochschulen auf mindestens 
zwei Prozent des Berliner Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu erhöhen. So kann die Abhängigkeit 
von Drittmitteln reduziert und die wissenschaftliche Freiheit gefördert werden. Der Anteil an 
Hochschulabsolventen ist darüber hinaus tendenziell zu hoch. Fachkräfte fehlen vor allem in 
Ausbildungsberufen. Daher sollten die Mittel eher gezielt in die sogenannten MINT-Fächer 
fließen, bei denen ein Bedarf an Absolventen besteht, und der Zugang in andere 
Studienrichtungen limitiert werden. Eine insgesamt verringerte Anzahl von Studenten erhöht 
die Mittel pro Studienplatz. Wir setzen uns für die Abschaffung befristeter Kettenverträge in 
Forschung und Lehre ein. 

Einführung eines neuen Studentenwohnheimfonds  

Studieren darf nicht vom Einkommen der Eltern abhängen. Das BSW Berlin will, dass der 
akademische Bildungsweg grundsätzlich allen offensteht, unabhängig von der sozialen 
Herkunft. Dafür fordern wir einen landesweiten Sozialpakt Studium. 

Ein Berliner Studentenwohnheim-Fonds, der den Neubau von bezahlbaren Wohnheimplätzen 
innerhalb von fünf Jahren vorsieht, um Studierende vor sozialer Verdrängung aus dem immer 
unerschwinglicher werdenden Berliner Wohnungsmarkt zu schützen, soll eingerichtet 
werden.  

Zudem wollen wir Möglichkeiten prüfen, ein Landesstipendium für Studenten aus 
einkommensschwachen Familien einzurichten. So schaffen wir gerechte Studienbedingungen 
und sichern soziale Durchlässigkeit, was verhindern soll, dass finanzielle Hürden 
Bildungschancen verbauen. 

Zivilklausel durchsetzen 

Forschung und Lehre müssen dem Frieden und der Zivilgesellschaft dienen. Der 
Friedenspolitik des BSW entsprechend setzen wir für alle Berliner Hochschulen eine 
verpflichtende Zivilklausel durch. Forschung, Lehre und Studium sind ausschließlich an zivilen 
und friedlichen Zwecken zu orientieren. Eine Zusammenarbeit mit militärischen 
Einrichtungen, insbesondere der Bundeswehr, ihren nach- und übergeordneten 
Organisationen und der Rüstungsindustrie schließen wir aus. 
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Kulturhauptstadt Berlin 

Grundsätze 

Kunst muss frei sein: Frei von Disziplinierung durch politisch beeinflusste Preisvergaben und 
Förderentscheidungen, die regierungskonforme Positionen belohnen und regierungskritische 
Positionen ausgrenzen. Unter Berücksichtigung verfassungsgerichtlicher Entscheidungen  
weisen wir deshalb staatliche Gesinnnungsprüfungen von Wissenschaftlern, Künstlern und 
Kulturschaffenden als demokratiefeindlichen Eingriff zurück. 

Kunst muss offen sein: Offen für alle Menschen, unabhängig von ihrem Status und ihrer 
Vermögenslage. Das BSW steht für den möglichst niedrigschwelligen Zugang zu 
hochkulturellen Angeboten. Die Begegnung mit Kunst, das Verstehen von Kunst und die 
möglichst frühe Entdeckung eigener kunstschöpferischer Fähigkeiten dürfen nicht durch 
finanzielle und soziale Barrieren behindert werden.  

Der wertschätzende Umgang mit Kunst, das freiheitliche Aushalten von Irritationen durch 
Kunst, der freie Zugang zu Kunst und die Förderung künstlerischer Begabungen sind Merkmale 
einer kulturell entwickelten Gesellschaft. Diese Überzeugung liegt der Kulturpolitik des BSW 
zugrunde. Wir wenden diese Überzeugung besonders nachdrücklich auf unsere politischen 
Maßnahmen für die Kulturmetropole Berlin an. 

Für ein verbindliches und transparentes Kulturfördergesetz 

Die Berliner Kulturszene ist eine der berühmtesten Attraktionen Deutschlands. Sie bereichert 
unser eigenes Leben in Berlin mit ihrer kreativen Vielfalt und sie bereichert den 
Landeshaushalt mit ihrer touristischen Anziehungskraft. Deshalb fordern wir ein Berliner 
Kulturfördergesetz, das den Rahmen für eine langfristige, verlässliche Kulturförderung schafft. 

Das Kulturfördergesetz bestimmt verbindliche Strukturen der Zusammenarbeit zwischen 
Politik, Verwaltung und Kulturszene, um Transparenz, Planungssicherheit und demokratische 
Mitgestaltung zu garantieren. Berlin muss sich hier ein Beispiel nehmen an Bundesländern 
wie Niedersachsen, Sachsen und Sachsen-Anhalt, in denen solche Gesetze längst bestehen. 

Rücknahme der radikalen Kürzungen im Kulturetat 

Die Berliner Regierungskoalition von CDU und SPD hat 2025 radikale Kürzungen im 
Kulturbereich durchgesetzt. Der Kulturetat wurde um 12 Prozent gekürzt und im Vergleich zu 
anderen Bereichen unverhältnismäßig stark mit Einsparungen belastet, obwohl er lediglich 2 
Prozent des Gesamtetats ausmacht. CDU und SPD haben unserer Stadt ein kulturelles 
Verarmungsprogramm verordnet. 

Neben den Sparmaßnahmen für viele bedeutende Kulturinstitutionen sind von den 
Kürzungen auch Jugendkulturprojekte, Förderungsmittel für die freie Kunstszene und 
innovative stadtteilbezogene Formate betroffen. Die Kürzungen beziehen sich nicht nur auf 
Geldmittel, sondern oft auf komplette Förderstrukturen, die bislang eine breite kulturelle 
Teilhabe und Vielfalt in Berlin ermöglichten. Wir fordern deshalb die vollständige 
Zurücknahme der Kürzungen und eine signifikante Erhöhung des Kulturetats. 
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Wir setzen uns für die Wiedereinführung des eintrittsfreien Museumssonntags ein. Wir 
nehmen die Streichungen von Fördermitteln zurück, die den Projektfonds Kulturelle Bildung, 
die Jugendkulturinitiative, den Fonds für Ausstellungsvergütung Bildender Künstler, den 
Berliner Projektfonds Urbane Praxis, das Arbeitsraumprogramm für Künstlerateliers und die 
Programme Draußen & Umsonst (Initiative Draußenstadt) betrafen. 

Wir befürworten den Erhalt und die Sanierung der Berliner Stadtbibliothek und der Amerika-
Gedenkbibliothek sowie die zügige Sanierung der Komischen Oper ohne Belastung ihres 
künstlerischen Etats. 

Kulturgebundene Verwendung der Übernachtungssteuer (CityTax) 

Die Einnahmen aus der CityTax verschwinden gegenwärtig im allgemeinen Landeshaushalt. 
Wir stellen diese Praxis ab. Die Einnahmen müssen direkt in kulturelle Angebote reinvestiert 
werden – insbesondere, da über 50 Prozent aller Berlin-Besucher Kulturangebote nutzen. 
Städte wie Hamburg, Köln oder Erfurt geben sämtliche Einnahmen aus der 
„Übernachtungssteuer“ an die Kultur weiter. Wir übernehmen diese Regel für die Kulturstadt 
Berlin. 

Kulturpass für Jugendliche 

Studien zur kulturellen Teilhabe zeigen, dass Jugendliche aus einkommensschwachen Familien 
deutlich seltener ins Theater, in Museen oder zu Konzerten gehen. Damit wird Kultur zu einer 
Klassenfrage. Wer weniger Geld hat, nimmt seltener teil – unabhängig vom individuellen 
Interesse. 

Der bundesweite Kulturpass für die Geburtenjahrgänge 2005 und 2006 hat gezeigt, wie 
einfach und erfolgreich kulturelle Teilhabe gefördert werden kann. Heute, wo über 
Wehrpflichtmodelle für die Jugend diskutiert wird, setzt die Bundesregierung leider andere 
Prioritäten: militärische statt kultureller Angebote für Jugendliche. Wir wollen deshalb, dass 
Berlin selbst Verantwortung übernimmt. Alle Jugendlichen zwischen 15 und 18 Jahren sollen 
pro Schulhalbjahr ein festes Guthaben erhalten, das sie für kulturelle Angebote nutzen 
können, vom Theaterbesuch über Bücher bis zu Musik- oder Kunstkursen. So schaffen wir 
echte Zugänge, stärken Vielfalt und binden junge Menschen besser ein. 

Faire und demokratische Vergabe von Fördermitteln 

Die Vergabe öffentlicher Kulturmittel muss nachvollziehbar, chancengleich und demokratisch 
sein. Intransparente Entscheidungsverfahren schwächen das Vertrauen der Kulturschaffenden 
und der Berliner Bevölkerung und verhindern faire Zugänge. Deshalb etablieren wir 
transparente Kriterien und Abläufe bei der Vergabe von Kulturfördermitteln, um 
nachvollziehbar zu machen, warum bestimmte Institutionen und Projekte gefördert werden – 
und andere nicht. 

Wir setzen öffentliche, paritätisch besetzte Jurys ein (mit Vertretern aus Kultur, Politik und 
Bürgerschaft), die über die Fördermittel mitentscheiden. So entsteht ein gerechterer Zugang 
auch für neue und unabhängige, nicht in alte politisch-administrative Netzwerke 
eingebundene kulturelle Akteure. 
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Neue Impulse für die Berliner Kulturpolitik 

Wir setzen einen Stadtkurator ein, der freien Künstlern und Künstlergruppen bestimmte Orte 
und Räume im Stadtraum zeitlich begrenzt für ihre kreativen Projekte zur Verfügung stellt. 
Städte wie Leipzig oder Hamburg haben solche Stadtkuratoren bereits erfolgreich eingesetzt. 
Die Stadt Berlin eröffnet für diese Rolle ein noch viel weiter gefasstes Feld für die kuratorische 
Nutzung. 

Wir nehmen bei kulturellen Projektförderungen digitale Entwicklungen in den Blick und 
unterstützen insbesondere solche Projekte, die den konstruktiven oder destruktiven Einfluss 
Künstlicher Intelligenz auf Kunst und Gesellschaft verhandeln. 

Wir schlagen vor, dass Opern-, Konzert- und Ausstellungshäuser ihre Foyers und 
Eingangsbereiche auch außerhalb der Veranstaltungszeiten öffentlich zugänglich machen, als 
Orte der kreativen Nutzung, des Dialogs und des gemeinschaftlichen Aufenthalts ohne 
Konsumzwang. 

Wir setzen uns grundsätzlich dafür ein, den kunstschöpferischen Aktivitäten in Berlin und den 
Kunsterfahrungen in Berlin möglichst viele der noch verbleibenden nichtkommerziellen 
Räume zu sichern. 
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Gesundheitswesen 

Wir wollen das solidarische Gesundheitswesen stärken, statt es weiter kaputtzusparen. Die 
Zwei-Klassen-Medizin muss beendet werden. Alle Menschen sollen unabhängig von 
Einkommen, Herkunft oder Versicherungsstatus denselben Zugang zu einer hochwertigen 
medizinischen Versorgung haben. 

Deshalb strebt das BSW eine Bürgerversicherung als einheitliches 
Krankenversicherungssystem an, in die alle Bürger einzahlen, auch Beamte und 
Besserverdiener. Die Beitragsbemessungsgrenze und die Grenzen für die Versicherungspflicht 
wollen wir anheben. Damit entlasten wir Bürger mit kleinen und mittleren Einkommen. 

Wir wollen neu verbeamteten Mitarbeitern des Landes zukünftig statt der Beihilfe einen 
festen Betrag als Arbeitgeberzuschuss für eine GKV auszahlen. Die Voraussetzungen für eine 
private Krankenversicherung werden für Beamte an die für Angestellte und Selbstständige 
angepasst. 

Das Gesundheitswesen muss sich am Bedarf der Menschen orientieren, nicht an 
Gewinninteressen. Dafür werden wir uns im Berliner Abgeordnetenhaus einsetzen. 

Krankenhäuser planvoll nutzen 

Die Krankenhausversorgung ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge und gehört in öffentliche 
oder gemeinnützige Hand. Krankenhäuser sind keine Unternehmen, sondern Orte der Heilung 
und Pflege. Das BSW Berlin fordert eine gemeinwohlorientierte Krankenhausplanung unter 
Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger. Ziel ist eine wohnortnahe, mit dem ÖPNV 
erreichbare und qualitativ hochwertige stationäre Versorgung. Die Landesförderung soll 
gezielt Krankenhäuser unterstützen, die soziale Begleitung, Übergangsmanagement und die 
Verzahnung von ambulanter und stationärer Versorgung stärken. Der Investitionsstau von 
mehreren hundert Millionen Euro muss beendet werden – das Land Berlin muss seiner 
gesetzlichen Pflicht zur Investitionsfinanzierung nachkommen. 

Wir werden uns dafür einsetzen, dass das Land Berlin seinen Beitrag auf Bundesebene dafür 
leistet, dass die Krankenhausreform zu einer Verbesserung der örtlichen 
Gesundheitsversorgung führt und nicht zu planlosen und politisch motivierten 
Krankhausschließungen notwendiger Standorte, um Finanzierungslöcher zu stopfen. Im Fokus 
müssen die Versorgungssicherheit für alle und patientenorientierte Qualitätssteigerungen 
stehen. Strukturanpassungen müssen mit einer Arbeitsplatzsicherung verbunden werden. 
Dem Verlust von medizinischen Fachkräften muss entgegengewirkt werden. 

Wir setzen uns für einen Umbau der Krankenhausfinanzierung ein, denn die bisherige DRG-
Finanzierung (nach diagnose-bezogenen Fallgruppen) hat sich nicht bewährt. Berlin braucht 
weiterhin Gestaltungsspielräume für seine Krankenhausplanung, um regionale 
Besonderheiten und Versorgungsbedarfe zu berücksichtigen. Berlin soll 
Gesundheitsmetropole bleiben und durch eine enge Verzahnung von Versorgung, Ausbildung 
und Forschung weiterhin Maßstäbe setzen. 
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Ärzte vor Ort und schnelle Terminvergabe 

Gesundheit darf nicht von der Postleitzahl abhängen. In einigen Berliner Bezirken ist die 
Basisversorgung durch Hausärzte und Kinderärzte in einem überaus kritischen Zustand. Wir 
setzen uns für eine ausreichende Anzahl von Haus- und Kinderärzten in jedem Kiez ein. 
Arztsitze müssen gezielt umverteilt und neue kommunale beziehungsweise öffentliche 
Primärversorgungszentren gegründet werden, besonders in den unterversorgten Bezirken. 
Um den künftigen Bedarf zu decken, fordern wir eine Hausarztquote bei Studienplätzen. Wer 
Allgemeinmedizin oder Pädiatrie studiert, soll verlässlich in die Versorgung einsteigen können. 
Zusätzlich setzen wir auf neue, landeseigene Primärversorgungszentren in sozialen 
Brennpunkten und in von Unterversorgung bedrohten Regionen. 

Wir setzen uns dafür ein, dass die Terminvergabe über die Patientenservice-Nummer 116117 
erfolgt, statt über kommerzielle Plattformen. Die telefonische Erreichbarkeit der Arztpraxen 
muss gewährleistet werden. Flexible Praxisöffnungszeiten, insbesondere auch für einen 
zügigen Zugang zur fachärztlichen Versorgung, sollen zudem die überlasteten Notaufnahmen 
der Krankenhäuser entlasten. 

Für Neupatienten und insbesondere bei Akutfällen muss eine Regelung durch die 
Kassenärztliche Vereinigung Berlin gefunden werden, um eine Abweisung durch eine 
Arztpraxis zu unterbinden. 

Starke Praxisteams bilden 

Die Hausarztpraxis der Zukunft ist ein Teamprojekt. Wir setzen auf multiprofessionelle 
Strukturen, die Hausärzte entlasten und mehr Zeit für Patienten schaffen. Dazu gehört 
qualifiziertes nichtärztliches Personal, das eigenständig Hausbesuche übernimmt oder 
chronisch kranke und hochaltrige Menschen begleitet. 

Für medizinische Fachangestellte brauchen wir eine Karriereoffensive. Nur durch bessere 
Bezahlung, klare Aufstiegsmöglichkeiten, mehr Verantwortung und verlässliche rechtliche 
Rahmenbedingungen werden diese Berufe attraktiv. Wichtig ist auch ein professionelles 
Fallmanagement mit festen Ansprechpersonen für hochbetagte, chronisch kranke oder 
pflegebedürftige Patienten. Bereits bestehende erfolgreiche Modellprojekte wollen wir 
berlinweit ausbauen. Andere europäische Länder zeigen, wie gut solche Teams funktionieren. 
Berlin darf hier nicht länger zurückliegen. 

Notfallversorgung entlasten 

Der letzte Winter hat gezeigt, wie schnell die Berliner Rettungsstellen an ihre 
Überlastungsgrenze kommen. Wir wollen Notdienstpraxen wie die Integrierten Notfallzentren 
(INZ) mit längeren Öffnungszeiten ausbauen und uns für alternative Lösungen zur 
Beschäftigung von selbständigen Poolärzten einsetzen. Rettungskräfte und Personal in den 
Rettungsstellen brauchen mehr Schutz im Einsatz und ausreichend Ausbildungsplätze. 
Zusätzlich werben wir für eine Berliner Notfallverfügung, die den Patientenwillen im Notfall 
übersichtlich und eindeutig dokumentiert. Berlin braucht außerdem flächendeckend 
Defibrillatoren und breit angelegte Schulungsprogramme für deren Einsatz. Hierzu dient auch 
eine Befähigung zur Ersten Hilfe bereits in der Grundschule. 
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Kindergesundheit und Prävention fördern 

Wir fordern Willkommenszentren für Familien in sozialen Brennpunkten, die niedrigschwellige 
Hilfe, Beratung und Begleitung anbieten. Jedes neugeborene Kind soll eine Erstausstattung 
(„Babybox“) erhalten. Mit einem „family nurse“-Programm wollen wir junge Familien, Kinder 
mit Behinderungen und chronisch Kranke besser begleiten. Auch eine 
Landesarbeitsgemeinschaft Kindergesundheit soll eingerichtet werden, um Prävention, 
Schwangerschaft, Geburt und Kindergesundheit enger zu vernetzen. Hebammenvermittlung 
wird berlinweit koordiniert und mit Anreizsystemen unterstützt. Zudem wollen wir die 
Vorsorgeuntersuchungen U8 und U9 besser zwischen Kinderärzten, Kinder-Jugend 
Gesundheitsdienst und Kindertagesstätten verknüpfen, damit Förderangebote rechtzeitig vor 
der Einschulung einsetzen. Sozialpädiatrische Zentren müssen bedarfsgerecht ausgebaut 
werden. 

Pflege sichern 

Wir fordern eine grundlegende Reform der Pflegeversicherung. Pflege darf nicht zur 
Armutsfalle werden. Wir setzen uns für klar gedeckelte Eigenanteile in der Pflegeversicherung 
ein. Statt eines unübersichtlichen Leistungswirrwarrs, das keiner versteht, sollen 
Pflegebedürftige und ihre Angehörigen ein Budget erhalten und selbst bestimmen, für welche 
Hilfen sie es einsetzen. Pflegekräfte brauchen weniger Bürokratie und weniger Vorschriften, 
aber stattdessen ausreichend Zeit und Ressourcen für ihre eigentliche Arbeit, nämlich die 
fachgerechte Pflege und liebevolle Betreuung der ihnen anvertrauten Menschen. Qualität 
entsteht nicht durch ständige Kontrolle, sondern durch Vertrauen und gute 
Arbeitsbedingungen. Eine gute pflegerische Versorgung unserer hilfebedürftigen 
Mitmenschen ist Bestandteil der Daseinsvorsorge und gehört daher zurück in die 
Verantwortung der gesamten Gesellschaft! 

Gute Versorgung im Alter gewährleisten 

Hochbetagte und schwerkranke Menschen erleben in Berlin oft erhebliche 
Versorgungslücken, sowohl zu Hause durch fehlende aufsuchende ärztliche Betreuung als 
auch in Kliniken ohne altengerechte Konzepte. Falsche Prioritäten und Personalmangel 
verschärfen die Situation.  

Für uns haben Menschen gerade im hohen Alter und in der Sterbephase Anspruch auf Würde 
und Fürsorge. Wir wollen die aufsuchende medizinische Versorgung stärken, indem wir 
mobile Praxisassistenzen und geriatrisch qualifizierte Teams ausbauen. Ergänzende häusliche 
Krankenpflege und psychosoziale Betreuung müssen gesichert sein. Krankenhäuser brauchen 
demenzsensible Strukturen, Barrierefreiheit und ein funktionierendes Entlassmanagement. 

Besonders wichtig ist der Ausbau der allgemeinen ambulanten Palliativversorgung, damit 
Menschen in ihrer vertrauten Umgebung gut versorgt und schmerzfrei sterben können. Dafür 
brauchen Hausarztpraxen bessere Qualifizierung und ausreichende finanzielle Ressourcen. So 
lassen sich unnötige Klinikaufenthalte am Lebensende vermeiden und eine würdige 
Begleitung ermöglichen. 
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Menschen mit Schwerbehinderung unterstützen 

In allen Berliner Bezirken soll es Koordinations- und Beratungsstellen für Schwerbehinderte 
und von Behinderung Bedrohte geben. Die Feststellung und Anerkennung einer 
Schwerbehinderung ist in Berlin kompliziert und langwierig, eine Straffung und Vereinfachung 
des Verfahrens ist unbedingt erforderlich. In Pflegeheimen wie auch in Wohnheimen für 
behinderte Menschen sind die Arbeitsbedingungen und die Bezahlung so zu gestalten, dass 
diese Tätigkeit auch für junge Menschen attraktiv wird. 

Chronische Erkrankte besser begleiten 

Menschen mit schweren chronischen Erkrankungen und psychischen Belastungen stoßen in 
Berlin oft auf Versorgungslücken. Wir wollen umfangreiche medizinische, 
psychotherapeutische und sozialrechtliche Unterstützung sicherstellen, auch für Betroffene 
von Long-Covid (CFS) oder Patienten mit Impfschäden. Ein systematisches Fallmanagement 
für Kinder und Erwachsene mit schweren chronischen Erkrankungen soll berlinweit etabliert 
werden, damit vorhandene Strukturen effektiv genutzt werden können. Insbesondere 
Wohnungs- und Obdachlose müssen ausreichenden Zugang zu aufsuchender medizinischen 
und zur psychischen Versorgung haben. Dadurch soll vermieden werden, dass diese 
Menschen insbesondere in Bahnhöfen oder im Nahverkehr regelmäßig in Notsituationen 
geraten – zudem kann dadurch der Rettungsdienst entlastet werden. 

Personalbedingungen und Zusammenarbeit verbessern 

Gute Gesundheitsversorgung gibt es nur mit qualifiziertem, gut bezahltem und zufriedenem 
Personal. Wir fordern bundeseinheitliche, verbindliche Personalvorgaben für alle 
Berufsgruppen innerhalb des Gesundheitswesens. Arbeitsbedingungen müssen 
familienfreundlicher werden, tarifgebundene Gehälter refinanzierbar. Ausgegliederte 
Betriebe der Charité und von Vivantes werden wieder rückgeführt. Der Missbrauch durch 
Leiharbeitsfirmen ist einzudämmen. Eine Ausbildungsoffensive soll den Fachkräftemangel 
abfedern. Pflegefachpersonen sollen mehr Befugnisse erhalten, eigenverantwortlich handeln 
und auf Augenhöhe mit Ärztinnen und Ärzten arbeiten. Multiprofessionelle Zusammenarbeit 
wird zur Grundlage eines modernen Gesundheitssystems. 

Öffentlicher Gesundheitsdienst 

Der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) muss deutlich gestärkt werden: personell, finanziell 
und organisatorisch. Nur so kann er seine Aufgaben z. B. bei Gesundheitsschutz, Beratung, 
Information, Gesundheitsförderung und Prävention zuverlässig übernehmen. Prävention 
verstehen wir umfassend: von Impf- und Suchtprävention über Bewegungsangebote bis zu 
digitalen Aufklärungstools. 

Digitalisierung  

Digitalisierung kann die Versorgung verbessern, aber sie darf nicht zum weiteren Einfallstor 
für multinationale Konzerne werden, die den Gesundheitsmarkt als Geschäftsmodell entdeckt 
haben. Daten- und Patientensicherheit gehen vor Profitinteressen. Wir unterstützen digitale 
Angebote, wenn sie den Versorgungsalltag verbessern, z.B. wie die bessere digitale 
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Vernetzung zwischen stationärer und ambulanter Versorgung. Digitale Terminvergabe oder 
Dokumentation sollen Praxen entlasten, nicht neue Abhängigkeiten von privaten Plattformen 
schaffen. 

Gesundheit statt Militarisierung 

Krankenhäuser sind Orte der Heilung, nicht der Aufrüstung. Wir lehnen jede Militarisierung 
des Gesundheitswesens entschieden ab. Bundeswehrübungen in Kliniken, militärisch 
geprägte Zivilverteidigung oder zusätzliche Bundeswehr-Studienplätze haben in Berlin nichts 
zu suchen. Stattdessen investieren wir in zivile Gesundheitsversorgung, Katastrophenschutz 
und soziale Infrastruktur. Kriege werden durch Diplomatie verhindert, nicht durch Aufrüstung. 
Ein starkes, solidarisches Gesundheitswesen ist Teil einer echten Friedenspolitik. 
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Sport für alle 

 
Sport verbindet Menschen, hält gesund, fördert Integration und schenkt Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen Lebensfreude. Für das BSW steht der Sport für alle Berliner 
im Mittelpunkt und muss Priorität vor Elitensport oder internationalen Großevents haben. 

Wiederaufbau der Sportinfrastruktur 
Berlin hat seine Sportinfrastruktur jahrzehntelang vernachlässigt – und die regierenden 
Altparteien tragen die volle Verantwortung dafür. Massive und völlig verantwortungslose 
Kürzungen haben die Instandhaltung des Olympiastadions, das Schul- und 
Sportstättensanierungsprogramm sowie den Breitensport schwer getroffen. Der 
Sanierungsstau liegt bei Hunderten Millionen Euro – allein 410 Millionen Euro Bedarf stehen 
aktuell nur 24 Millionen Euro pro Jahr gegenüber, und das nach jahrelangen Reduzierungen 
von einst 30 Millionen. Vereine stoßen an ihre Grenzen: Tausende Kinder und Jugendliche 
warten vergeblich auf einen Platz. 
 
Die derzeit regierende schwarz-rote Koalition aus CDU und SPD unter dem Regierenden 
Bürgermeister Kai Wegner setzt den extrem schädlichen Sparkurs fort und priorisiert 
stattdessen Prestigeprojekte: Sie treibt die Olympiabewerbung voran und steckt Millionen in 
Kampagnen und Bewerbungsbudgets – aktuell sind dafür bis zu 6 Millionen Euro eingeplant 
– während der Breitensport ausblutet. Wegner und seine Koalition versprechen 
„Zukunftsinvestitionen durch Olympia“, aber in Wahrheit lenken sie Geld von maroden 
Hallen und fehlenden Plätzen weg – hin zu teuren Spektakeln, die weltweit immer mit 
Kostenexplosionen, Verschuldung und Kommerzialisierung enden, wie bereits in Paris, Rio, 
London oder Sotschi geschehen. Bewerbungen für sportliche Großevents wie Olympia 
dürfen nicht auf Kosten des Breitensports vorangetrieben werden. Und schon gar nicht 
dürfen solche Bewerbungen über den Kopf der Bevölkerung hinweg erfolgen. Wir setzen 
stattdessen darauf, die Alltagsvereine, die vielfach ums Überleben kämpfen, zu fördern. 
Sport muss nah, bezahlbar und für jeden zugänglich sein. 

Breitensport fördern 
 
Das BSW will den Breitensport gezielt und nachhaltig fördern, damit aus Berlin wieder 
Spitzensportler hervorgehen können, die sich international behaupten. Eine starke Basis 
schafft starke Spitze – durch gute Trainingsbedingungen, qualifizierte Trainer und moderne 
Anlagen wachsen Talente natürlich heran und erhalten echte Chancen.  
 
Besonders wichtig ist uns, Kinder und Jugendliche wieder von den Bildschirmen weg und in 
Bewegung zu bringen. In einer Zeit, in der viele Stunden vor Smartphones und Computern 
vergehen, brauchen wir mehr Bewegung im Freien und in den Hallen. Wir bauen 
niedrigschwellige, Spaß machende Angebote direkt im Kiez aus – von Fußball über 
Schwimmen bis Leichtathletik. So fördern wir Gesundheit, Disziplin und Gemeinschaft von 
klein auf. 
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Es ist noch nicht zu spät, wichtige Sportstätten wie das SEZ (Sport- und Erholungszentrum) zu 
retten! Derzeit gilt ein Abrissstopp und es laufen intensive Debatten über Alternativen – 
genau jetzt kämpfen wir dafür, dass diese Anlagen erhalten, saniert und zukunftsfähig 
gemacht werden. Es lohnt sich, dafür zu kämpfen! 
 
Wohnungen sind wichtig – Berlin braucht sie dringend. Eine lebenswerte Stadt braucht 
daneben aber unbedingt auch Freizeitangebote und Sportmöglichkeiten. Wir setzen auf 
einen ausgewogenen Weg: Wohnungsbau ja, aber nicht auf Kosten bewährter Sport- und 
Erholungsorte. Diese müssen saniert, modernisiert und weiter genutzt werden. 

 
Unsere konkreten Maßnahmen: 
Sanierungsoffensive für Sportstätten: Wir stoppen Kürzungen und verdoppeln die Mittel für 
Sanierungen. Priorität haben Instandhaltung, Umbau und barrierefreie Modernisierung. Kein 
Abriss ohne gleichwertigen Ersatz – das SEZ, der Jahn-Sportpark und andere Sportstätten 
müssen fit für die Zukunft gemacht werden. Neue Sporthallen und Plätze müssen dort 
entstehen, wo sie dringend benötigt werden. 

 

Breitensport und Vereine stärken: Kostenlose oder stark vergünstigte Nutzung kommunaler 
Anlagen für Vereine. Freier Zugang für Kinder und Jugendliche. Gezielte Unterstützung für 
Trainer, Ehrenamtliche und Inklusionsprojekte. 
Schulsport ausbauen: Mehr Stunden, bessere Ausstattung und vollständige Sanierung aller 
Schulsportstätten. Kein Kind soll wegen maroder Hallen auf Sport verzichten müssen. 
Bezahlbarer Sport für alle: Günstige oder kostenlose Angebote in jedem Bezirk – gegen hohe 
Gebühren und Kommerzialisierung. Besondere Förderung für Frauen- und Mädchensport, 
Seniorensport sowie Integrationsprojekte. 
 
Mit diesen Schritten machen wir Berlin zur echten Sportstadt – nicht durch teure Spiele, 
sondern durch gelebten Sport im Alltag. Für die Vereine in jedem Bezirk. Für Eltern, die ihre 
Kinder endlich im Verein anmelden können. Für alle, die Sport lieben und ein bezahlbares, 
lebenswertes Berlin wollen! 
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Berliner Corona-Politik braucht Aufarbeitung 

Vor drei Jahren wurde die Pandemie für beendet erklärt. Für die Berliner Politik scheint sie 
Lichtjahre entfernt zu sein. Dabei gäbe es viel aus den Irrungen und Wirrungen dieser Zeit zu 
lernen. Doch weil alle alten Parteien von Linke bis CDU in die Berliner Corona-Politik verwickelt 
waren, haben sie alle gemeinsam kein Interesse an Aufarbeitung. Unser Einzelabgeordneter 
hat in den letzten zwei Jahren das getan, was die anderen Parteien mit ihren Fraktionen nicht 
tun wollten: Er hat systematische Aufarbeitung betrieben. Er stellte 50 Schriftliche Anfragen 
an den Senat und wertete die Antworten mit Hilfe von medizinischen Fachleuten aus. Die 
Ergebnisse legen dringend nahe, dass das Berliner Abgeordnetenhaus einen 
Untersuchungsausschuss braucht. Den wird es nur bekommen, wenn das BSW ins AGH 
einzieht.  

Das wollen wir in einem Corona-Untersuchungsausschuss aufarbeiten:  

Auf- und Abbau der Phantomklinik in der Berliner Messe, Kostenpunkt: rund 90 Mio. Euro. 

Dieses Corona-Behandlungszentrum, mit großem Pomp eingeweiht, hat nie einen Patienten 

gesehen, es hätte auch kein medizinisches Personal gegeben, es sei denn man hätte es von 

den anderen Krankenhäusern abgezogen. Diese teure Farce muss dringend aufgearbeitet 

werden. 

Konsequenzen aus der Corona-Zeit? Gleich null. Weder werden die notwendigen Investitionen 

getätigt, um die Berliner Krankenhäuser für die Zukunft pandemiefest zu machen, noch 

werden überhaupt Investitionszuschüsse in der notwendigen Höhe zugebilligt. Was folgt aus 

den Erfahrungen mit der Pandemie? Auch das muss in einem Untersuchungsausschuss geklärt 

werden.  

Follow the science? In der Wissenschaftsstadt Berlin, die sich auf ihre Hochschuldichte viel 

zugutehält, fand die Corona-Politik im Blindflug statt. Die Datengrundlage war dünn. Wer war 

mit Corona und wer wegen Corona im Krankenhaus? Der Senat kann es nicht sagen. Wer starb 

mit und wer an Corona? Fehlanzeige. Woran stirbt man konkret, wenn man an Corona stirbt? 

Unbekannt. Obduktionen fanden nicht statt. Wichtige Daten wurden nicht erhoben oder 

bereitgestellt. Das muss sich ändern. 

Es galt: Propaganda statt Fakten. Die Krankenhäuser drohten „vollzulaufen“, hieß es. Damit 

wurden weitgehende Grundrechtseinschränkungen gerechtfertigt. Aber die Bettenbelegung 

lag in den Coronajahren nicht höher als davor oder danach. In der Charité wurden umfänglich 

Überstunden abgebaut.  

Für viele Gewerbetreibende waren die Maßnahmen existenzbedrohend. Manche nutzten die 

freihändig vergebenen Hilfen aus. Andere haben bis heute Schwierigkeiten, Hilfen 

zurückzubezahlen und drohen pleitezugehen. Was kann man aus den Erfahrungen für die 

zielgenaue Unterstützung in der Zukunft lernen?  

In Berlin wurden in 75.000 Verfahren über 4 Mio. Euro an Bußgeldern wegen Verstößen gegen 

die übergriffigen und unsinnigen Corona-Verordnungen erhoben. Eine Amnestie ist bis heute 

nicht vorgesehen. Formal laufen die Verfahren weiter. In anderen Ländern werden Bußgelder 
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zurückgezahlt. In Berlin tut sich nichts. Die Politik gibt sich uneinsichtig. Auch dafür muss es 

einen Untersuchungsausschuss geben.  

Menschen mit Impfschäden („PostVac“) sowie Long- und Post-Covid-Betroffene werden noch 

immer zu oft allein gelassen. Wir wollen berlinweite Anlaufstellen schaffen, medizinische 

Versorgung sichern und Forschung zu gesundheitlichen Folgen, Impfsicherheit sowie zu den 

Auswirkungen von Maßnahmen wie Schulschließungen, Lockdowns und 2G/3G ausbauen. 

Besonders schwer wiegt, dass vorhandene Datenquellen bis heute nicht konsequent 

zusammengeführt wurden. Ein gesetzlich vorgesehener Abgleich von Krankenkassendaten mit 

Meldedaten zu Impfnebenwirkungen ist unterblieben. Ein Untersuchungsausschuss muss 

diese Daten endlich auswerten, um Risiken und mögliche Zusammenhänge – etwa bei 

schweren Nebenwirkungen – transparent zu klären.  

Die Anerkennung und Entschädigung von Impfschäden muss deutlich vereinfacht und 

entbürokratisiert werden. Offene Sicherheitsfragen müssen lückenlos aufgeklärt werden; 

dazu gehört für uns auch die Debatte über ein Moratorium für mRNA-Impfstoffe, bis diese 

Fragen geklärt und alle Impfstoffe alle bisher geltenden strengsten Sicherheitsverfahren 

durchlaufen und bestanden haben. Die skandalöse Haftungsfreistellung der 

Impfstoffhersteller muss aufgehoben werden und diese an den Folgekosten beteiligt werden, 

statt diese Kosten der Allgemeinheit über die stark in Schieflage geratene gesetzliche 

Krankenversicherung aufzubrummen. 

Das BSW steht für Aufarbeitung statt Vertuschung, für Rehabilitierung statt fortgesetzter 

Bestrafung und für Vernunft statt Panikpolitik. 
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Meinungsfreiheit, ÖRR, Gendersprache 

Den ÖRR demokratisch, transparent und schlanker machen! 

Der ÖRR steckt in einer Vertrauenskrise. Nirgendwo so sehr wie in Berlin und Brandenburg. 
Unser rbb war 2022 das Epizentrum dieser Krise, ausgelöst durch die Skandale um die 
damalige Intendantin Schlesinger, den Verwaltungsratsvorsitzenden Wolf und andere 
Führungspersonen. Hinter den Skandalen um die Personen wurden die strukturellen 
Probleme sichtbar: Verschwendung von Beitragsgeldern, Phantasiegehälter an der 
Senderspitze, erdrückende Pensionslasten, Nähe zu politischen Entscheidungsträgern, 
dysfunktionale Kontrollgremien. Die Debatte erstreckte sich rasch auch auf Fragen wie 
fehlende Meinungsvielfalt und prekäre Arbeitsverhältnisse.  

Wir brauchen einen ÖRR nur, wenn er sich als Plattform für Meinungsvielfalt versteht. Alle 
Haushalte zahlen Beitrag, deshalb haben auch alle Haushalte ein Recht darauf, dass sie ihre 
Sichtweisen im Rundfunk wiederfinden. Diesen Anspruch löst der rbb oft nicht ein. Das BSW 

fordert: Reform statt Betragserhöhung  

Noch höhere Beiträge? Das kommt für uns nicht in Frage. Durch wirtschaftlicheres Handeln 
statt durch höhere Beiträge können die finanziellen Spielräume vergrößert werden.  

Wir wollen eine Beitragsreform mit dem Ziel einer echten Entlastung der unteren und 
mittleren Haushaltseinkommen. Für sie soll der Beitrag rasch auf 10 Euro abgesenkt werden.  

Wir brauchen unbedingt eine echte Verschlankung der Senderstruktur von ARD und ZDF. 
Darüber muss, unter Einbeziehung der Beitragszahler, diskutiert werden.  

Das Mindeste wäre jedoch, die überbordende und teure Verwaltung der Sendeanstalten 
drastisch zurückzustutzen. Brauchen wir für jede einzelne Anstalt einen Intendanten und all 
die vielen Direktoren und anderen Spitzenverdiener? Oder ließe sich die Verwaltung der 
Sender nicht auch zusammenlegen, zumindest teilweise?  

Als erste Maßnahme wäre die Kürzung der Gehälter in der Führungsebene der Sender 
angezeigt. Alle hochdotierten Stellen müssen auf den Prüfstand: Was davon braucht man 
wirklich? Grundsätzlich muss die Gehaltsstruktur in den Sendeanstalten an den TVÖD 
(Tarifvertrag des Öffentlichen Dienstes) angepasst werden. 

Programm: ausgewogen und regional 

Die regionale Berichterstattung ist die Kernkompetenz des ÖRR. Sie sollte gestärkt werden. 
Der rbb wehrt sich dagegen mit Händen und Füßen, zuletzt sogar gerichtlich, zum Glück 
erfolglos. Jetzt müssen die Vorgaben aus dem letzten rbb-Staatsvertrag schnell umgesetzt 
werden.  

Zugänge zum öffentlich-rechtlichen Journalismus müssen verbreitert werden, zum Beispiel in 
dem man die Journalistenschule EMS (Electronic Media School) stärkt. Übernahmegarantien 
für rbb-Azubis, Sozial-Stipendien für Volontariate und bezahlte Praktika könnten dazu 
beitragen, auch Unterprivilegierten Zugang zu ermöglichen. Generell muss das 
Ausbildungsangebot gestärkt werden. Das sorgt für mehr soziale Vielfalt in den Redaktionen 
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und damit für mehr Repräsentation der Bevölkerung und weniger Bubble-Effekte in den 
Redaktionen.  

Für einen demokratischen ÖRR 

Es muss freie Mitarbeit geben, um eine gewisse Flexibilität im Sender, aber auch die 
persönliche Entwicklung der Mitarbeiter zu gewährleisten. Ein Rundfunk ist kein 
Beamtenapparat und soll auch keiner werden. Aber freie Mitarbeit sollte freiwillig und vor 
allem auch nicht der Regelfall sein. Wir wollen die Rechte der freien Mitarbeiter und damit 
auch ihre politische Unabhängigkeit stärken.  

Die Strukturen des ÖRR müssen demokratischer gestaltet werden. Wir wollen echte 
Mitbestimmung der Beitragszahler. Im Rundfunkrat des rbb sitzen die Vertreter von Parteien 
und Verbänden, also des politischen Mainstreams. Besser wäre es, wenn die Mitglieder 
stattdessen repräsentativ gelost oder von den Beitragszahlern gewählt würden, um die Breite 
der Bevölkerung abzubilden.  

Programmbeschwerden müssen verbindlicher gestaltet werden. Außerdem sollte es 
Möglichkeiten für Programminitiativen aus der Bevölkerung geben. Wir brauchen ein 
verbindliches, regelmäßiges und breitangelegtes Feedback-Format im rbb. 

Die Drehtür zwischen Politik und Rundfunk muss endlich geschlossen werden. Zentrale 
Leitungspositionen beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk sind nicht vereinbar mit (früheren 
oder künftigen) Tätigkeiten in Regierungspositionen, sowohl in die eine wie auch in die andere 
Richtung. Die nächste Reform des rbb-Staatsvertrags muss das unbedingt enthalten.  

Wir brauchen eine echte Transparenz über die Chefredakteure und die Chefs vom Dienst: Wer 
sind diese Leute, die letztlich darüber entscheiden, was wir zu sehen bekommen (und was 
nicht), und warum sind die auf diesen Posten?  

Der ÖRR soll die Völkerverständigung fördern und nicht Feindbilder aufbauen. Das gehört in 
die Präambel des nächsten rbb-Staatsvertrags.    

Meinungsfreiheit schützen 

Wir sind für die Abschaffung von Meldeportalen für strafrechtlich nicht relevante 
Meinungsäußerungen (Berliner Register etc.). Sie stigmatisieren unliebsame 
Meinungsäußerungen.  

Eine Gesinnungsprüfung des Verfassungsschutzes für Angestellte im Öffentlichen Dienst, wie 
z.B. von den Grünen gefordert, lehnen wir ab.  

EU-Sanktionen wie gegen den Berliner Journalisten und deutschen Staatsbürger Hüseyin 
Dogru, der wegen seiner Berichterstattung zu Gaza und zu Berliner palästinasolidarischen 
Protesten mit existenzvernichtenden Maßnahmen (Kontensperrung, Berufsverbot, 
Reiseverbot) bestraft wurde, sind menschenrechtswidrig und müssen zurückgenommen 
werden.  



          Wahlprogramm BSW Berlin AGH-Wahl 2026 
 

Wahlprogramm des Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Gerechtigkeit – Landesverband Berlin zu den 
Wahlen zum 20. Abgeordnetenhaus von Berlin  

 
Seite 32 von 66 

 

Das BSW verurteilt die antidemokratischen Diskussionen der anderen Parteien um ein AfD-
Verbot und tritt dafür ein, auf demokratischer Basis mit überzeugenderen Argumenten und 
besserer Politik um das Vertrauen der Wähler zu konkurrieren. 

Direkte Demokratie – alle Berliner sollen mitbestimmen 

Demokratische Teilhabe, die in der Berliner Politik in vielen Reden immer sehr hochgehalten 
wird – zu ihr haben nur wenige Menschen wirklich Zutritt. Das wollen wir ändern und mehr 
direkte Demokratie in Berlin einführen.  

Alle Berliner sollen in unserer Stadt mitreden und mitentscheiden. Wir wollen die 
demokratische Mitbestimmung ausweiten und vereinfachen. Dazu wollen wir die 
verfassungsrechtliche Möglichkeit schaffen, dass regelmäßige Volksbefragungen durch den 
Senat oder auf Initiative des Abgeordnetenhauses, stattfinden können.  

Alle Änderungen an der Landesverfassung müssen zwingend von der Bevölkerung abgestimmt 
werden.  

Alle Gesetze, die im Abgeordnetenhaus gefasst werden, müssen der Bevölkerung zur 
Abstimmung vorgelegt werden, wenn innerhalb von 100 Tagen 20.000 Unterschriften für eine 
solche Abstimmung gesammelt werden. 

Gesetze, die durch einen Volksentscheid zustande gekommen sind, können nicht durch das 
Abgeordnetenhaus allein geändert werden, sondern müssen der Bevölkerung erneut zur 
Abstimmung gestellt werden (Bsp. Randbebauung Tempelhofer Feld). 

Senat und Abgeordnetenhaus sollen die Möglichkeit bekommen, die Bevölkerung mit 
wichtigen aktuellen Fragen zu befassen (Bsp. Bewerbung Berlins um die Ausrichtung der 
olympischen und paralympischen Spiele).  

Die deutsche Sprache ist keine leicht zu erlernende Sprache. Weitere Hindernisse durch 
verkomplizierende Gender-Sprache hinzuzufügen, lehnt die überwiegende Zahl der 
Deutschen und auch der Berliner ab. Dem schließen wir uns an. Es erschwert zudem die 
Integration von Menschen mit anderer Muttersprache, die Deutsche geworden sind oder es 
werden wollen. Wer gendern möchte, soll dies tun, eine Pflicht lehnen wir aber ab. Dass an 
Hochschulen und in studentischen Körperschaften ein De-facto-Gendersprachzwang herrscht, 
lehnen wir ebenfalls ab. Wir wollen, dass insbesondere Verwaltungen und Behörden sich einer 
Sprache bedienen, die für jeden barrierefrei und verständlich ist. 

Echter Diskriminierungsschutz statt Quoten  

Einstellungen und Beförderungen im öffentlichen Dienst haben nur nach Eignung zu erfolgen, 
nie nach Geschlecht, Herkunft oder anderen Eigenschaften.  

Wir wollen echten Schutz von sexuellen Minderheiten vor Gewalt und Diskriminierung. Dazu 
gehören auch die konkrete Benennung, von welchen Personengruppen diese Gewalt ausgeht, 
und entsprechende Ausrichtung der Gewaltprävention.   
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Die Stelle der „Ansprechperson der Landesregierung Berlin für die Akzeptanz sexueller und 
geschlechtlicher Vielfalt“ hat sich nicht bewährt. Die Mittel sollten in Projekte gegen 
homophobe Gewalt umgelenkt werden.  
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Zuwanderung und Integration 

Das BSW steht für eine gerechte und vernünftige Zuwanderungspolitik. Es ist gerecht, allen 
deutschen Staatsbürgern unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft und ihrer religiösen 
Bindung die gleichen Bildungs- und Berufschancen zu geben und die kulturelle Vielfalt unseres 
Landes zu stärken. Es ist vernünftig, die Zuwanderung nach Deutschland streng zu regulieren 
und rechtmäßige Asylbewerber zu Integrationsmaßnahmen zu verpflichten, die ihnen das 
Erlernen der sprachlichen und sozialen Rahmenbedingungen für ein gelingendes Leben in 
ihrer neuen Heimat ermöglichen. 

Das BSW verkörpert gerade in seiner Berliner Mitgliederbasis das soziale und politische 
Miteinander von Ost- und Westdeutschen mit deutscher Familiengeschichte und von 
Deutschen mit süd- und osteuropäischen, mit türkischen, persischen, arabischen, jüdischen, 
afrikanischen und lateinamerikanischen Familiengeschichten. Wir Deutsche 
unterschiedlichster Herkunft haben uns im BSW zusammengefunden, um die Zuwanderung 
nach Deutschland und die Integration in Deutschland gerecht und vernünftig zu gestalten, 
zum Wohl unseres Landes und all seiner Einwohner. 

Für die Zuwanderungspolitische Wende 

Die bisherige Praxis der ungeregelten Zuwanderung lehnen wir grundsätzlich ab. Ungeregelte 
Zuwanderung ist ungerecht und unvernünftig. Sie überfordert die Kommunen. Sie überlastet 
den Sozialstaat und die Justizbehörden. Sie verschärft die Notlage auf dem Wohnungsmarkt. 
Sie fördert Kriminalität und illegale Ausbeutungsverhältnisse. Sie führt zur Entstehung von 
Parallelgesellschaften, die den sozialen Zusammenhalt gefährden. Die Praxis der ungeregelten 
Zuwanderung ist alles andere als human, solidarisch und ausländerfreundlich. Sie zeugt von 
Verachtung und Gleichgültigkeit gegenüber Einwanderern. Kommt, wie ihr wollt, und seht zu, 
wo ihr bleibt: Das ist die Haltung privilegierter deutscher Politik-Eliten und weltferner 
Ideologen, die in ihrer eigenen Lebenswirklichkeit nie mit den realen Problemen der 
ungeregelten Zuwanderung in Berührung kommen. 

Die BSW-Parlamentarier im EU-Parlament haben Anfang 2026 deshalb mit ihren Stimmen mit 
dafür gesorgt, dass die langjährige Blockade durch politische Mitbewerber aufgelöst werden 
konnte. Damit ist nun möglich, alle Asylverfahren in sicheren Drittstaaten außerhalb der 
Europäischen Union durchzuführen. Wer keinen Anspruch auf Asyl hat, darf gar nicht erst in 
die Europäische Union einreisen und es kann somit auch nicht mehr zu Schwierigkeiten bei 
einer Abschiebung kommen.  

Wir fordern, dass die notwendigen Regelungen in Deutschland nun zügig umzusetzen sind, 
damit Zuwanderung künftig regelbasiert stattfindet und das menschenunwürdige Sterben auf 
den Fluchtrouten über das Mittelmeer und die Schlepper-Kriminalität enden. 

Die Ursachen von Flucht und Vertreibung bekämpfen 

Als konsequente Friedenspartei nehmen wir die geopolitischen Ursachen für 
Fluchtbewegungen nach Europa und Deutschland in den Blick. Alle Menschen hängen an der 
Heimat, in die sie geboren wurden. Krieg ist eine Hauptursache von Flucht. Durch verheerende 
Militäreinsätze, Regimewechsel-Provokationen und Wirtschaftsblockaden haben die USA und 
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ihre europäischen Verbündeten besonders im Nahen und Mittleren Osten und in Afrika 
Millionen Menschen in die Flucht vor Krieg und Not getrieben. Mit den vielen Billionen, die 
für Rüstungsgüter verschwendet werden, könnte man die Armut in Deutschland und der Welt 
beseitigen und damit Fluchtursachen effektiv beseitigen. 

Das BSW hat sich auch deshalb gegründet, um den Widerstand gegen diesen zynischen 
Imperialismus, an dem die deutschen Regierungsparteien gegenwärtig mehr denn je beteiligt 
sind, politisch zu organisieren. Wir durchschauen, warum rechte Überfremdungs-Demagogen 
und linksliberale Befürworter der ungeregelten Zuwanderung die wahren Ursachen der 
Fluchtbewegungen nach Europa und Deutschland nie benennen. Deshalb verbinden wir mit 
unserer Forderung nach regulierter Zuwanderung die ebenso nachdrückliche Forderung nach 
einer Abkopplung der deutschen und europäischen Außenpolitik von US-amerikanischer 
Außenpolitik. 

Die Beförderung von Kriegen in anderen Ländern, die die größte Fluchtursache darstellen, 
muss umgehend beendet werden. Deutschland muss sich aktiv für die Bekämpfung von 
Fluchtursachen einsetzen. Dazu gehören ein Stopp deutscher Rüstungsexporte, ein Stopp von 
Regimewechsel- und Wirtschaftskriegen und die Beendigung der Zerstörung und Plünderung 
von Wirtschafts- und Lebensgrundlagen im globalen Süden. Stattdessen setzt sich das BSW 
für eine aktive Entwicklungshilfe zur Bekämpfung der Fluchtursachen und der Verhinderung 
von Fluchtbewegungen ein. 

Regelungen für die Zuwanderung nach Berlin verbessern 

Das BSW wird sich im Berliner Abgeordnetenhaus dafür einsetzen, dass Zuwanderung streng 
reguliert wird. Wer aus einem sicheren Drittstaat einreist, hat nach unserer Ansicht kein Recht 
auf ein Asylverfahren und auf soziale Leistungen. Wir unterstützen Grenzkontrollen an allen 
deutschen Grenzen und die Zurückweisung an der Grenze, solange kein EU-weites 
Rückführungsabkommen existiert und solange es sich nicht um besonders schutzbedürftige 
Personen handelt. 

Berlin als Hauptankunftsstadt darf mit der Bewältigung des Zustroms von Zuwanderern nicht 
länger allein gelassen werden. Asylbewerber müssen auch auf Unterkünfte in den 
anliegenden Bundesländern verteilt werden, die weit mehr Kapazitäten haben. 

Bei der Unterbringung von Asylbewerbern innerhalb Berlins müssen die Bezirke, die bislang 
am meisten geleistet haben, entlastet werden. Die Verteilung der Asylbewerber darf nicht 
weiterhin ohne Ansehen der sozialräumlichen und demographischen Merkmale der Bezirke 
und der vorhandenen Infrastruktur erfolgen. Wir unterstützen die Idee, die Ansiedlung mit 
einem Infrastrukturzuschuss für den betroffenen Bezirk zu verbinden. 

Integration in Gesellschaft und Arbeitsmarkt erleichtern 

Zugleich setzen wir uns für eine bessere Integration derjenigen, die über ein Aufenthaltsrecht 
in Deutschland verfügen, in unsere Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt ein. Die massiven 
Versäumnisse in der Integrationspolitik der vergangenen Jahrzehnte müssen dringend 
aufgearbeitet werden. Sowohl den Erwerb der deutschen Sprache als auch die Möglichkeit, 
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einer Arbeitstätigkeit nachzugehen, halten wir für zwingend notwendige Voraussetzungen für 
eine gelingende Integration. 

Wir befürworten, dass anerkannte Flüchtlinge eine an den Aufenthalt gebundene 
Arbeitserlaubnis erhalten, die ihnen frühzeitig eine berufliche Perspektive bietet und ihre 
Integration in unsere Gesellschaft ermöglicht. Wir befürworten außerdem die erleichterte 
Anerkennung ausländischer Schul- und Berufsabschlüsse, wenn sie den deutschen 
Anforderungen entsprechen. Bei systemrelevanten Berufen, in denen akuter 
Arbeitskräftemangel besteht, sollte ein beschleunigtes Verfahren ermöglicht werden.  

Die Aufnahme von qualifizierten Fachkräften wollen wir vereinfachen und attraktiver 
gestalten, sofern in den Ländern, aus denen sie einwandern, kein Fachkräftemangel besteht 
oder durch die Abwanderung entsteht. Eine Abwerbung von Fachkräften ohne Rücksicht auf 
den dadurch möglicherweise entstehenden Mangel in den Herkunftsländern lehnen wir ab, 
denn sie ist kontraproduktiv und schafft Fluchtursachen. Höchste Priorität hat für uns die 
Umsetzung einer Ausbildungsoffensive in Deutschland, um Menschen mit und ohne 
Migrationshintergrund zu Fachkräften auszubilden und in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 

Wir wollen, dass Zuwanderer umfassender als bisher in den Integrationskursen mit allen 
Aspekten des Zusammenlebens in Deutschland vertraut gemacht werden. Rechte und 
Pflichten müssen deutlich herausgearbeitet und verbindlich vermittelt werden.  

Vorschulische und schulische Integrationsmaßnahmen verbessern 

Wir setzen uns dafür ein, Kinder mit Zuwanderungshintergrund möglichst gleichmäßig auf 
Kitas und Grundschulen innerhalb eines Einzugsgebiets bzw. unmittelbar benachbarter 
Einzugsgebiete verteilen. Der Spracherwerb im Kindesalter ist der Schlüssel zu schulischem 
und beruflichem Erfolg und zu gesellschaftlicher Teilhabe. Nur wenn Kinder ohne deutsche 
Sprachkenntnisse täglich mit einheimischen Kindern zusammenkommen, kann Sprache 
erlernt und Integration gefördert werden.  

Wir stehen konsequent zum Grundsatz der Trennung von Staat und Religion. Religion und 
Weltanschauung sind Privatsache und genießen als solche den Schutz des Grundgesetzes (Art. 
4 GG). Die aktive Verbreitung religiöser oder weltanschaulicher Lehren haben die jeweiligen 
Gemeinschaften selbständig und mit eigenen Mitteln außerhalb der Kernaufgaben des 
staatlichen Schulwesens zu organisieren. 

Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates (Art. 7 Abs. 1 GG). In Berlin 
bedeutet dies die volle Aufsicht des Landes Berlin über alle öffentlichen Schulen. Jeglicher 
bekenntnisorientierter Religions- oder Weltanschauungsunterricht – gleich welcher 
Gemeinschaft – darf daher nur unter strenger staatlicher Aufsicht stattfinden und muss von 
staatlich qualifiziertem und geprüftem Personal durchgeführt werden, dessen Qualifikation 
im Inland erworben oder in einem transparenten staatlichen Verfahren nachgewiesen und 
anerkannt ist. Dies schützt Kinder und Jugendliche wirksam vor einseitiger Indoktrination 
sowie vor Akteuren mit fachlich fragwürdiger Eignung. 

Der Unterricht muss strikt im Einklang mit dem Grundgesetz, der Berliner Verfassung und den 
Werten einer offenen, demokratischen und säkularen Gesellschaft stehen. Jede Form von 
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Indoktrination, Fundamentalismus oder demokratiefeindlichen Einflüssen in Berliner Schulen 
lehnen wir ab – unabhängig von der religiösen oder weltanschaulichen Richtung. 

Die zentrale Auseinandersetzung mit ethischen Fragen, Werten, Weltanschauungen und 
Religionen erfolgt im Pflichtfach Ethik/Lebenskunde. Dieses Fach ist personell deutlich zu 
stärken und interkulturell sowie werteorientiert zu profilieren. Es vermittelt allen 
Schülerinnen und Schülern unabhängig von Herkunft oder Glauben der Eltern kritisches 
Denken, Toleranz und die Grundlagen einer freiheitlichen Gesellschaft. 

Vorurteile abbauen, Zusammenhalt fördern 
Rassistischer und ausländerfeindlicher Stimmungsmache stellen wir uns mit aller Kraft 
entgegen. Deshalb wollen wir kulturelle Begegnungen und integrative Stadtteilarbeit in den 
Berliner Kommunen fördern. Wir setzen uns für die Finanzierung von 
Nachbarschaftsprojekten, interkulturelle Festen und Sportvereinen ein, um Menschen mit 
und ohne Migrationshintergrund zusammenbringen und kulturelle Vorbehalte abzubauen. 
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Innere Sicherheit 

Die Freiheit des einen hört da auf, wo die Freiheit des anderen beginnt. Wir wollen einen 
Staat, der schützt, ohne übergriffig zu werden. Maßnahmen, die stark in Grundrechte 
eingreifen, müssen verhältnismäßig, zeitlich begrenzt und richterlich kontrolliert sein. Ziel ist 
ein spürbar höheres Sicherheitsgefühl im Alltag – in Bussen und Bahnen, auf Straßen und 
Plätzen, in Parks und Kiezen.  

Viele Berlinerinnen und Berliner berichten von einem gestiegenen unwohlen Gefühl im 
öffentlichen Raum. Jugendgruppengewalt, mangelnde Sauberkeit und Ordnung tragen dazu 
bei. Wir wollen das ändern – durch mehr Präsenz und bessere Ausstattung der Polizei sowie 
durch kluge Prävention, nicht aber durch pauschale Überwachung oder Vorverurteilung. 
Neben der personellen Aufstockung und der Verbesserung der Ausbildung, Ausstattung und 
der Arbeitsbedingungen von Einsatzkräften setzen wir auf Deeskalationsmaßnahmen, auf 
mehr und bessere Jugendarbeit und auf Entradikalisierungsprogramme. 

Soziale Sicherheit als Vorbedingung für innere Sicherheit 

Soziale Sicherheit ist ein wichtiger Faktor, um eine stabile Ordnung zu gewährleisten. Wo sie 
fehlt, kann auch öffentliche Sicherheit nicht bestehen. Stabilität entsteht nicht nur allein durch 
staatliche Maßnahmen von personell und technisch gut ausgestatteter Polizei und Justiz, 
sondern gleichzeitig, wenn die Menschen eine verlässliche soziale Basis haben, die ihnen 
Perspektiven, Aufstiegschancen und Teilhabe eröffnet. Wer Zugang zu guter Arbeit, fairen 
Löhnen, sozialer Absicherung und guter Bildung hat, erlebt weniger Unsicherheit und 
Existenzängste.  

Durch solide soziale Sicherheit wächst zugleich die Bereitschaft, sich einzubringen und an 
gemeinsamem Zusammenhalt mitzuwirken. 

Öffentliche Sicherheit ist somit auch die Konsequenz sozialer Sicherheit und von Solidarität: 
Wo Menschen das Vertrauen haben, dass ihre Lebenslagen anerkannt und sie abgesichert 
sind, da nehmen Misstrauen, Frustration und das Potenzial für gesellschaftliche Spannungen 
und Radikalisierung deutlich ab. 

Um dies zu erreichen, bedarf es auch dringender Veränderungen in der Polizei. Die Berliner 
Polizei  muss entpolitisiert werden und deren Neutralitätspflicht gundgesetzesgemäß 
gesichert werden. Dem Missbrauch der Berliner Polizei, des Staatsschutzes und des 
Verfassungsschutzes für politische Zwecke muss Einhalt geboten werden. Nur so ist Vertrauen 
herzustellen. 

Die Arbeit der Polizei ist wieder auf klassische Polizeiarbeit zu reduzieren und von 
polizeifremden Aufgabenübertragungen zu entlasten, damit sie überhaupt in der Lage ist, der 
zunehmenden Gewaltkriminalität Herr zu werden. 

Starke und bürgernahe Polizei und Feuerwehr 

Berlin braucht dringend mehr Einsatzkräfte. Bei der Feuerwehr werden Reaktionszeiten 
regelmäßig verfehlt, der Investitionsstau liegt weiterhin bei Hunderten Millionen Euro, und 
der Rettungsdienst ist chronisch überlastet. Bei der Polizei gehen bis 2030 rund ein Drittel der 
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Beamtinnen und Beamten in Pension – gleichzeitig gibt es hohe Abgänge und 
Nachwuchssorgen. 

Wir fordern eine Einstellungsoffensive bei Polizei und Feuerwehr – mit Fokus auf qualitativ 
hochwertiger Auswahl, basierend auf Sprachkenntnissen, körperlicher und charakterlicher 
Eignung, statt auf Quoten.  Wir setzen auf eine Besten-Auslese nach Art. 33 Abs. 2 GG. 

Bessere Ausstattung und Bezahlung 

Wir gleichen die Besoldung an das Bundesniveau an, um die Abwanderung von Personal zu 
stoppen. Zudem verbessern wir die Ausstattung (Schutzkleidung, gepanzerte Fahrzeuge, 
moderne IT, ausreichend Tablets/Notebooks für mobile Arbeit) deutlich. Den Investitionsstau 
bauen wir ab. Unsere Priorität liegt auf Einsatzmitteln, nicht auf zusätzlichen 
Verwaltungsstellen. 

Zusätzliches Personal muss primär in den Außendienst (Streife, Ermittlungen, Prävention) 
fließen. 

Wir verbessern die Arbeitsbedingungen im Polizeidienst und bei der Feuerwehr: Dazu 
gehören höhere Zulagen für besonders belastende Tätigkeiten (z.B. Todesermittlungen, 
Bekämpfung von Kinderpornografie), verpflichtende und wirksame psychosoziale Nachsorge 
sowie flexible Modelle (Homeoffice wo möglich, z.B. für Verwaltungs- und 
Analysetätigkeiten). 

Wir treiben die Digitalisierung voran, um schnellere Vorgangsbearbeitungen zu ermöglichen, 
Bürokratie abzubauen und kürzere Ausschreibungsverfahren zu ermöglichen. 

Um Polizei- und Feuerwehrbeamten gegenüber Wertschätzung zum Ausdruck zu bringen, 
führen wir für sie einen kostenfreien Eintritt in Bäder und Sportstätten, betriebliche 
Sportangebote sowie eine bessere Verpflegung bei Einsätzen ein. 

Deeskalationsschulungen 

Zugleich müssen Einsatzkräfte noch stärker darin geschult und dazu angehalten werden, 
deeskalierend zu wirken. Eine gewaltsame Polizei provoziert Gegengewalt. Existierende 
Deeskalationsstrategien bei Demonstrationen – völlig unabhängig von deren politischer 
Ausrichtung – sind konsequent anzuwenden und auszuwerten. Das Grundrecht auf Meinungs- 
und Versammlungsfreiheit ist zu achten.  

Selbstverständlich stellen wir die vielen Polizeibeamten, die ihre Tätigkeit beanstandungslos 
ausüben, nicht unter Generalverdacht. Zugleich setzen wir aber im Falle der Anwendung 
unverhältnismäßiger Gewalt sofortige und konsequente Disziplinarmaßnahmen um. Bei 
Verletzungen des Deeskalationsverbots und des Verbots der Anwendung unverhältnismäßiger 
Gewalt hat eine Überprüfung der betreffenden Einsatzkräfte zu erfolgen, an deren Ende im 
Falle schwerer und insbesondere wiederholter Fehltritte die Entfernung aus dem Dienst 
stehen kann.  

Prävention und Bekämpfung von Gewalt an Schulen 
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An Berliner Schulen finden täglich mehrere Polizeieinsätze statt. Schwere Körperverletzungen 
unter Minderjährigen nehmen zu. Wir setzen auf Prävention vor Repression. In die Schulen 
gehören mehr Sozalarbeiter. Es müssen flächendeckend Präventions- und Anti-
Gewaltprogramme eingeführt werden.  

Wir wollen erfolgreiche Bezirksprogramme in den Bereichen Netzwerkarbeit, Anti-Gewalt-
Trainings, Elternarbeit und Schulsozialarbeit ausbauen. 

Schulen müssen sichere Orte sein: bei nachgewiesener hoher Gefährdung  kann an Schulen 
temporärer Wachschutz (ausschließlich in zivil und finanziell abgesichert) eingesetzt werden. 

Cybermobbing und Online-Kriminalität unter Jugendlichen sagen wir den Kampf an. Dazu 
erweitern und verbessern wir Fortbildungsangebote für Lehrkräfte, Sozialarbeiter und die 
Polizei. 

Bei Gewalt in Schulen muss eine frühere Intervention stattfinden. Insbesondere für 
Mehrfachtäter streben wir eine intensive soziale Betreuung an. Rein repressive Maßnahmen 
halten wir nicht für zielführend. 

Gewalt im öffentlichen Raum wirksam und nachhaltig bekämpfen 

Um Gewalt im öffentlichen Raum vorzubeugen, wird eine intensivere Streifenpräsenz an 
Brennpunkten wie Bahnhöfen und besonders kriminalitätsbelasteten Parks und Plätzen 
eingerichtet.  

Berlin ist eine der dunkelsten Großstädte der Welt. Wir wollen die Beleuchtung der Stadt und 
städtebauliche Kriminalprävention ausbauen und dunkle Ecken in Parks und 
Bahnhofsvorplätzen abschaffen. 

Messerangriffe wirksam und nachhaltig bekämpfen 

Messerangriffe und schwere Gewalt bleiben ein ernstes Problem. Zu einer innenpolitischen 
Wende gehört, dass Straftäter im Asylverfahren kein Bleiberecht erhalten dürfen und 
konsequent abgeschoben und ausgewiesen werden. 

Zu einer innenpolitischen Kehrtwende gehört aber auch, dass die soziale Infrastruktur so 
gestärkt wird, dass jugendliche Migranten eine solide Unterstützung dabei bekommen, sich 
hier zu integrieren.  

Gezielte Präventionsprojekte werden in stark betroffenen Communities eingerichtet. 
Sprachkurse, Integrationsangebote und Angebote der Jugendarbeit werden ausgebaut. 

Häuslicher Gewalt und Gewalt gegen Frauen entschieden entgegentreten 

Wir unterstützen in Fällen, in denen Gefahr für Leib und Leben droht, das spanische Modell 
(elektronische Fußfessel bei Annäherungsverbot und Warnsystem für Betroffene) – richterlich 
angeordnet und verhältnismäßig. Das Angebot von Frauenhäusern bauen wir aus,  
mehrsprachige Hinweise auf Hilfsangebote (Ärzte, Ämter, Schulen) inklusive.  
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Für eine Funktionsfähige Justiz und die Bekämpfung organisierter Kriminalität 

Für uns ist klar: es braucht deutlich mehr Richter- und Staatsanwaltsstellen. Zudem sorgen wir 
für beschleunigte Verfahren bei Alltags- und Jugendkriminalität. 

In Fällen organisierter Kriminalität muss eine konsequente Vermögensabschöpfung 
stattfinden. Die entsprechenden Erlöse werden für die Arbeit der Polizei und der Feuerwehr 
eingesetzt.  

Rechtsfreie Räume darf es nicht geben. Wir bauen die GERen (gemeinsame 
Ermittlungsgruppen) aus.  

Gezielte und verhältnismäßige Überwachung 

Kriminalität und Gewalt muss wirksam entgegengetreten werden, damit sich alle Bürger 
unserer Stadt sicherfühlen können.  

Dazu setzen wir Videoüberwachung an nachweislich besonders kriminalitätsbelasteten Orten 
ein – mit parlamentarischer Genehmigung und Echtzeit-Auswertung durch ausreichend 
Personal. Für BVG- und DB-Kameras räume wir eine längere Speicherfrist von 96 Stunden ein. 
Wir halten Datenschutz hoch. Gleichzeitig darf dieser kein Täterschutz sein. 

Quellen-TKÜ und KI setzen wir ausschließlich zur Bekämpfung von organisierter Kriminalität, 
und Straftaten mit Extremismus- bzw. Terrorismusbezug ein. 

Mehr Sauberkeit und weniger Drogen 

Für eine saubere Stadt und die Bekämpfung von Drogenmissbrauch führen wir zusätzliche 
gemeinsame Kontrollen des Ordnungsamts mit der Polizei und den Zollbehörden ein. Solche 
Kontrollen werden sowohl in Innenräumen, etwa in der Schankwirtschaft, als auch im 
öffentlichen Raum durchgeführt. 

Öffentlichen Droghenkonsum im Umfeld von Schulen und Kitas ahnden wir konsequent. Dafür 
greifen wir neben Platzverweisen auch auf die Einrichtung von Sicherheitszonen zurück.  

Sicherheit durch Vernunft und Gerechtigkeit 

Das BSW steht für Vernunft und Gerechtigkeit: Wer in Berlin lebt und sich an Regeln hält, soll 
sich sicher fühlen – unabhängig von seiner Herkunft. Wer straffällig wird, muss – 
selbstverständlich unter strenger Beachtung der rechtsstaatlichen Rahmenbedingungen - 
konsequent zur Verantwortung gezogen werden. So schaffen wir echte Sicherheit, ohne 
Freiheit aufzugeben. 

Zugleich setzen wir uns für soziale Gerechtigkeit und soziale Sicherheit ein, denn sie sind die 
Voraussetzung für die Schaffung und Aufrechterhaltung öffentlicher Sicherheit. 
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Wirtschaft 

Die Wirtschaftspolitik des Berliner BSW rückt Familienbetriebe, Selbständige und Freiberufler 
(im Folgenden „Kleine Unternehmen“) in den Mittelpunkt. Wir konzentrieren uns auf den 
Abbau von Überregulierung, den Ausbau digitaler Verwaltungsleistungen und die 
Ausbildungsförderung. Außerdem setzen wir uns für einen Mutterschutz für Selbständige ein. 

Abbau von Überregulierung 

Mit einer Reform des Berliner Ausschreibungs- und Vergaberecht möchten wir kleinen 
Unternehmen in Berlin den Zugang zu Aufträgen der Öffentlichen Hand erleichtern, indem wir 
Auftragsvolumen bis zu 50.000 € freihändig vergeben lassen.  

Durch die Einführung des Once-Only-Prinzips in der Berliner Verwaltung müssen 
Unternehmen von ihnen angeforderte Daten den Behörden nur noch ein einziges Mal 
mitteilen; anschließend tauschen die Behörden diese Daten untereinander gemäß geltendem 
Recht aus. Hierdurch lässt sich auch die bislang freiwillig unterhaltene Transparenzdatenbank 
des Landes Berlin abschaffen und die freigesetzten Mitarbeiter an sinnvollerer Stelle 
einsetzen. 

Häufig werden beantragte Genehmigungen nicht zeitnah von den zuständigen Behörden 
bearbeitet. Das Berliner BSW setzt sich für einen stärkeren Gebrauch der 
Genehmigungsfiktion ein: Eine beantragte Genehmigung gilt nach Ablauf einer festgelegten 
Frist als erteilt, sofern die Behörde bis dahin keinen Einspruch erhoben hat. Die Digitalisierung 
der Verwaltung soll am Ende zu keinem Zusatzaufwand führen, weder auf Seiten der 
Verwaltung noch auf Seiten der kleinen Unternehmen. 

Ausbildung fördern, Nachwuchs sichern 

Die Einführung einer Ausbildungsplatzumlage in Berlin wird vom BSW grundsätzlich 
befürwortet für Unternehmen ab 20 Mitarbeitern. Kleine Unternehmen, die überhaupt nicht 
ausbilden dürfen, sollen nicht durch Zahlung einer Ausbildungsplatzabgabe bestraft werden. 
Stattdessen sind sie auf ihrem Weg zum Ausbildungsbetrieb besonders zu fördern.  

Kleine Unternehmen sollen eine Forschungszulage erhalten, wenn sie mit Berliner 
Hochschulen anwendungsbezogene Forschungsprojekte verfolgen. Die Berufsorientierung an 
Schulen wollen wir durch die Verdopplung von Schülerpraktika in den Betrieben steigern. Die 
Hochschulen sollen sich für Orientierungsstudien öffnen. Studienabbrecher wollen wir mit 
Studienaussteigermessen für eine Berufsausbildung gewinnen. Quereinsteiger mit 
Berufserfahrung sollen in allen Fachbereichen öffentlich finanzierter Ausbildungs- und 
Forschungsträger gefördert werden.  

Preiswerte Energie für unsere Wirtschaft 

Anstatt unsere eigene Wirtschaft durch Sanktionen oder durch CO2-Preisaufschläge zu 
behindern, brauchen wir wieder eine vernünftige Energiepolitik; entsprechend sind die 
Bundesmittel aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) zu 
verwenden. 
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Unser Steuergeld soll nicht für Kriege in fremden Ländern verbrannt, sondern zum Ausbau 
unserer eigenen Infrastruktur investiert werden.  

Nachhaltig wirtschaften 

Unser Nachhaltigkeitskonzept ist sowohl sozial als auch ökologisch:  in Berlin machen wir uns 
stark für die öffentliche Daseinsvorsorge, ein integriertes Mobilitätssystem, 
Kreislaufwirtschaft, das Schwammstadtkonzept und die Dauerwaldwirtschaft.  

In der Bauwirtschaft möchten wir ein kommunales Bauunternehmen gründen, welches durch 
eigene Produktionskapazitäten preisgünstig und ökologisch Sozialwohnungsbau betreibt. Die 
Produktionsweise wird seriell und modular erfolgen, wodurch nicht nur schnell gebaut 
werden kann, sondern die Grundrisse auch im Nachhinein noch an veränderte 
Lebensverhältnisse der Mieter angepasst werden können. 

Infrastruktur als zentrale Zukunftsfrage Berlins 

Die marode Infrastruktur ist eine zentrale Zukunftsfrage für die wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung Berlins. Kurz- und mittelfristig sind die erforderlichen 
Investitionsmittel bereitzustellen, um Straßen, Brücken, Sportstätten, Schulen sowie weitere 
öffentliche Einrichtungen nachhaltig instand zu setzen und zu erneuern. Die vom Bund 
bereitgestellten Sondervermögen sind konsequent zur Beseitigung des Sanierungsstaus in der 
Berliner Infrastruktur einzusetzen. Zweckfremde Ausgaben sind zu vermeiden, um die 
strukturellen Probleme der Berliner Infrastruktur wirksam zu lösen. Berlin soll einen 
verbindlichen Sanierungsplan 2040 mit klaren Prioritäten, realistischen Zeitplänen und 
verlässlicher Finanzierung erhalten. Gleichzeitig ist mit hoher Priorität für eine stabile, 
bezahlbare und krisenfeste Versorgung mit Strom, Wasser und Fernwärme zu sorgen. 

Innovationspolitik für einen starken Wissenschafts- und Technologiestandort 

Die Zukunft der Stadt Berlin wird maßgeblich durch eine kluge und unabhängige 
Innovationspolitik geprägt. Berlin setzt sich im Rahmen einer Bundesratsinitiative für eine 
verbesserte steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung ein und stärkt zugleich 
durch eigene Förderprogramme den Wissenschafts- und Technologiestandort unter Wahrung 
der Wissenschaftsfreiheit. 

Wissenstransfer und Förderung des Mittelstands 

Das BSW setzt sich für einen systematischen Wissenstransfer zwischen den Berliner 
Universitäten und Hochschulen, dem Technologiestandort Adlershof sowie den zahlreichen 
mittelständischen Unternehmen in der Stadt ein. Der Wissenstransfer zwischen Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen und mittelständischen Unternehmen ist systematisch auszubauen. 
Für Start-ups sollen geeignete Rahmenbedingungen vereinbart  und der Zugang zu 
notwendigem Risikokapital erleichtert werden, damit neue Ideen in Berlin entstehen, 
wachsen und Arbeitsplätze geschaffen werden können. 

Keine Kriegswirtschaft in Berlin 
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Das Berliner BSW spricht sich vehement gegen die Ansiedlung von Rüstungsbetrieben in der 
deutschen Hauptstadt aus und möchte verhindern, dass Mitarbeiter aus der Zivilwirtschaft in 
die Kriegswirtschaft wechseln. 

Zivile Produktion statt Kriegswirtschaft  

In Berlin findet derzeit eine teilweise Umstellung von ziviler Produktion auf Rüstungsgüter 
statt, maßgeblich getrieben durch Rheinmetall. Das Pierburg-Werk im Wedding 
(Gesundbrunnen) stellt die Fertigung von Automobilteilen bis 2026 auf militärische 
Komponenten, darunter Patronenhülsen, um, um rund 350 Arbeitsplätze zu sichern. Auch 
andere Berliner Firmen und Start-ups, etwa im Drohnenbereich, wandeln sich zu 
Rüstungslieferanten. Die hochsubventionierte Games-Branche bietet sich der Politik an, um 
„Verteidigungsfähigkeit“ zu stärken. Knapp 50 Betriebe in Berlin und Brandenburg rüsten auf 
sogenannte „Dual-Use“-Produktion (militärisch und zivil nutzbar) um.  Ein Beispiel sind 
Unternehmen, die anstelle von zivilen Drohnen  nun militärisch nutzbare Systemen 
entwickeln, wie beim Hersteller Germandrones. 

Eine Erhöhung der Rüstungsproduktion ist aber kein Mittel gegen die Deindustrialisierung, im 
Gegenteil. Rüstung erhöht nicht den Wohlstand und die Produktivität der Wirtschaft, sondern 
verschlingt sinnlos Milliarden, die viel besser für Zukunftsinvestitionen genutzt werden 
könnten. Unser Land braucht zivile Produktion z.B. von Brücken und Bahnen, den Ausbau der 
Infrastruktur, der Schulen, der Krankenhäuser. 

Kriegstüchtigkeit in öffentlichen Betrieben und in Verwaltung 

Im Rahmen des „Operationsplan Deutschland“ werden die öffentlichen Betriebe in die 
Kriegsvorbereitung integriert. Mit einem eigenen Krankenhausplan soll die zivile 
Gesundheitsversorgung weiter abgebaut und dabei die militärische Gesundheitsversorgung 
gestärkt werden. Berliner Kliniken sollen künftig Kriegsverletzte zum Beispiel aus Nato-Staaten 
versorgen, etwa 100 Versehrte pro Tag.  
Das gilt für alle öffentlichen Bereiche. An die Stelle von zivilen Notwendigkeiten treten 
militärische als Entscheidungskriterium. Dies lehnen wir ab und fordern vollständige 
Transparenz über alle Maßnahmen in den landeseigenen Betrieben, die im Zusammenhang 
mit dem Operationsplan Deutschland, dem Rahmenplan Zivile Verteidigung Krankenhäuser 
und ähnlichen Kriegsvorbereitungen stehen.   
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Energie 

Eine wesentliche Ursache für die Verteuerung der Lebenshaltungskosten war und ist die 
Sanktionspolitik der Bundesregierung gegen Russland. Die Sanktionen haben die 
Energiepreise für die energieintensiven Unternehmen massiv erhöht. Dies hat die 
Wettbewerbsbedingungen erheblich verschlechtert. Obwohl die Sanktionen Deutschland 
mehr getroffen haben als Russland, wird die Sanktionspolitik weiter verschärft. Das ist eine 
rein politische Entscheidung im Rahmen des Krieges und Ausdruck von Doppelmoral. 
Völkerrechtswidrige Kriege der USA oder Israels werden nie sanktioniert, diese Staaten 
werden derzeit weiter als Verbündete unterstützt.  

Die Regierung Merz/Klingbeil reagierte auf die zunehmenden Probleme und den Druck der 
Unternehmen wie der Gewerkschaften mit einem Strompreis für die Industrie. Eine auf drei 
Jahre begrenzte teure Subvention, die den Steuerzahler und damit alle Arbeiter allein 30 
Milliarden Euro kosten wird – ohne das Problem zu lösen. 

Berlin ist als Stadt im Osten Deutschlands von den Sanktionen besonders getroffen. Die PCK 
Raffinerie GmbH in Schwedt ist eine der modernsten Erdölraffinerien in Europa und versorgt 
zu etwa 95 % die Regionen Berlin und Brandenburg mit Kraftstoffen (Benzin, Diesel, 
Flugturbinenkraftstoff) sowie Heizöl. Durch die Sanktionspolitik steht ihr vollumfänglicher 
Weiterbetrieb immer wieder in Frage. Diese Sanktionspolitik lehnen wir ab.  

Energiepolitik mit Augenmaß 

Fundamental für eine gute wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung ist eine sichere, 
wettbewerbsfähige, technologieoffene und umweltverträgliche Energieversorgung. Dabei 
sind wirtschaftliche Vernunft und soziale Gerechtigkeit unsere Leitlinien. Die anstehende 
Umstellung der Energieversorgung auf Nachhaltigkeit wollen wir so gestalten, dass 
Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit für alle Energieverbraucher zu jeder Zeit 
gewährleistet bleiben. Unrealistische Zielstellungen bei der Umrüstung auf regenerative 
Energien lehnen wir ab, da sie extreme Grenzkosten bei nur geringer Reduzierung des CO2 -
Ausstoßes im Rahmen der angestrebten Netto-Null-Emissionen verursachen. Wir lehnen auch 
ab, die deutsche Industrie durch zu hohe Energiepreise zu ruinieren und Arbeitsplätze in 
Länder zu verlagern, in denen die gleichen Produkte mit höheren Umweltbelastungen 
hergestellt werden. 

Energie muss bezahlbar werden 

Keinem Bürger darf aus irgendwelchen Gründen die Strom- oder Wärmeversorgung durch 
Abschaltung vorenthalten werden.  

Wir streben eine Dämpfung der Energiepreise an.  Dies könnte z.B. durch die Beendigung des 
Boykotts von russischem Gas und Öl sowie die Reduzierung des Imports von teurem und 
schmutzigem Fracking-Gas aus den USA geschehen.  

Dazu gehört auch, dass endlich wirkungsvoll gegen die Preistreiberei an den Zapfsäulen 
vorgegangen wird.  
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Wir wollen eine Abschaffung des CO2-Preises. Dieser wirkt sich direkt auf die Kosten für fossile 
Energieträger aus. Er belastet sowohl die Wirtschaft, als auch die Bürger.  

Die Kosten zur Finanzierung des Umbaus der Energieinfrastruktur sind fair zu verteilen. Auch 
weniger energieintensive Industrien brauchen Strompreisentlastungen. Zur nachhaltigen 
Reduzierung der Strompreise für alle Verbraucher fordern wir Investitionen u.a. in 
Stromnetze, Stromspeicher sowie in die Digitalisierung, um dadurch die Strukturkosten des 
Energiesystems zu senken. 

Für eine sichere Energieversorgung 

Die Raffinerie PCK in Schwedt, die Berlin mit Kraftstoffen versorgt, muss eine langfristige 
Perspektive bekommen.  

Wir setzen uns für die Wiederinbetriebnahme des noch nutzbaren Stranges der Nord-Stream-
Pipeline ein.  

Wir brauchen Investitionen in die Energieinfrastruktur, die das Abschalten von 
Photovoltaikanlagen im Sommer sowie von Windrädern bei flächendeckenden Starkwinden 
möglichst ausschließen sowie die oft unzureichende elektrische Reserveleistung im Winter 
ausgleichen. Die Investitionen betreffen z.B. Strom- und Fernwärmeleitungen, 
Umspannwerke, Energiespeicher, Elektrolyseure, Power-to-Heat-Anlagen und 
Reservekraftwerke. 

Der Zubau von Photovoltaikanlagen, welche für Berlin von großer Bedeutung sind, muss im 
Kontext mit dem Ausbau der Energieinfrastruktur erfolgen. 

Das BSW fordert einen konsequenten Ausbau von Fernwärmeanlagen. Zur Steuerung dieses 
Prozesses soll maßgeblich die kommunale Wärmeplanung dienen. Das BSW fordert Vorrang 
für derartige Projekte. Dazu sind auch die rechtlichen Rahmenbedingungen anzupassen, um 
die Genehmigungsverfahren zu vereinfachen und beschleunigen zu können. 

Wir werden Energieanlagen, wie z.B. Kohlekraftwerke, erst dann außer Betrieb nehmen, wenn 
ausreichend wettbewerbsfähige und sichere Alternativen zur Verfügung stehen. Den Rückbau 
des derzeitigen Erdgasnetzes lehnen wir ebenfalls ab. 

Wir unterstützen die Rekommunalisierung der GASAG AG.  

Der Ausbau des Wasserstoffnetzes muss im Einklang mit der Nachfrage nach grünem 
Wasserstoff erfolgen um teure Fehlinvestitionen zu vermeiden. Das BSW sieht in der 
energieintensiven Industrie, in industriellen Hochtemperaturprozessen sowie in 
Gaskraftwerken die Schwerpunkte der energetischen Wasserstoffnutzung. 

Das BSW lehnt die Produktionsverlagerung energietechnischer Komponenten ins Ausland ab. 

Umstieg auf erneuerbare Energien sozial verträglich und technologieoffen gestalten 

Neue Heizungsanlagen sind nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu konzipieren, zu 
errichten und zu betreiben. 
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Wir wollen Bedingungen schaffen, bei denen die Nutzung von Wärmepumpen wirtschaftlich 
und technisch sinnvoll ist, d. h. Integration in ein Fernwärmesystem mit Wärmespeichern.  

Investitionen in emissionsmindernde Energieanlagen sollten dort getätigt werden, wo sie den 
größtmöglichen Effekt erzielen. Aktivismus zum Erreichen bestimmter Zielmarken sehen wir 
nicht als primäres Ziel an. 

Das BSW setzt auf Technologieforschung und Technologieoffenheit. Das betrifft beispielhaft 
die Herstellung von Wasserstoff sowie von synthetischen Kraftstoffen. Beide Energieträger 
weisen jeweils Vor- und Nachteile bei der Herstellung und Verteilung auf. 

Das BSW befürwortet Technologien zur Abscheidung, Speicherung und Nutzung von 
Kohlendioxid aus kraftwerkstechnischen und industriellen Verbrennungsprozessen. 

Die Entwicklung bzw. Weiterentwicklung von Strom- und Wärmespeichern ist für den Umstieg 
auf erneuerbare Energien zentral und muss noch stärker unterstützt werden.  

Berlin verfügt über nutzbares geothermisches Potential, das die Berliner Gebäudeheizung 
umweltfreundlicher machen kann. Wir unterstützen die Errichtung von 
Demonstrationsanlagen sowie die entsprechende Begleitforschung. 

Baumpflanzungen, Fassaden- und Dachbegrünung, offene Wasserflächen, 
Trinkwasserbrunnen und Kühlräume sind sinnvolle Investitionen im Innenstadtbereich. 

Wir  fordern den Verzicht auf die Errichtung von Windrädern in Berlin und eine Initiative zur 
Veränderung des Wind-an-Land-Gesetzes, um die Flächenvorgaben für Windenergieanlagen 
abzuschaffen. Wir setzen uns für das Repowering alter Windkraftanlagen ein. Das bedeutet 
den Austausch älterer Windenergieanlagen durch neuere, leistungsfähigere Modelle. Das 
bringt mehr grünen Strom und verbesserte Effizienz am vorhandenen Standort.  
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Verkehr 

Verkehrspolitik darf nicht spalten. Berlin braucht keinen ideologischen Gegensatz zwischen 
Auto, Fahrrad und öffentlichem Nahverkehr, sondern ein vernünftiges Miteinander. Sichere 
Wege für Fußgänger, ein starker Nahverkehr, ein verlässliches Radwegenetz und gute 
Bedingungen für den motorisierten Individualverkehr gehören zusammen. Gerade in den 
Außenbezirken, bei Schichtarbeit, im Handwerk, für Familien und für 
mobilitätseingeschränkte Menschen bleibt das Auto oft unverzichtbar. 

Der zu langsame Ausbau von Straßen, Schienen und Knotenpunkten führt immer häufiger zu 
Staus, Überlastung, Unzuverlässigkeit und Nutzungskonflikten. Eine leistungsfähige 
Verkehrspolitik muss deshalb alle Verkehrsträger in den Blick nehmen und den vorhandenen 
Raum so organisieren, dass Mobilität sicher, verlässlich und alltagstauglich bleibt. 

Öffentlichen Nahverkehr gezielt ausbauen 

Ein Schwerpunkt unserer Verkehrspolitik ist die Stärkung des ÖPNV, vor allem in den Berliner 
Außenbezirken. Dort reichen Taktung, Erreichbarkeit und Zuverlässigkeit oft nicht aus, um 
eine echte Alternative zum Auto zu bieten. Deshalb setzen wir uns für den gezielten Ausbau 
von U-Bahn, S-Bahn, Straßenbahn und Bus ein. Zudem setzen wir uns für den Bau von zwei 
Seilbahnlinien in Treptow-Köpenick sowie Pankow Nord ein. Diese und wenn möglich auch die 
bestehende Seilbahn 'Gärten der Welt' in Marzahn-Hellersdorf sollen in das Berliner ÖPNV-
Verbundsystem integriert werden. U-Bahn-Verlängerungen und Lückenschlüsse sollen dort 
vorangebracht werden, wo sie einen klaren Nutzen bringen und neue wie bestehende 
Quartiere besser anbinden. Auch das Straßenbahnnetz soll dort erweitert werden, wo es die 
Erschließung verbessert und Versorgungslücken schließt. 

Bei Bus und Straßenbahn wollen wir Takte, Linienführungen und Umsteigebeziehungen so 
ordnen, dass Wege einfacher und Doppelstrukturen vermieden werden. Flexible Ergänzungen 
des klassischen Nahverkehrs können dabei eine wichtige Rolle spielen. Rufbusse und ähnliche 
Angebote sind vor allem dort sinnvoll, wo Ortsteile bislang nur unzureichend erschlossen sind. 
Solche Modelle sollten gesichert und weiterentwickelt werden. Auch Oberleitungsbusse 
können dort geprüft werden, wo sie emissionsarme Mobilität ermöglichen, ohne den 
Aufwand eines Schienenausbaus zu erfordern. Für uns zählt nicht Symbolpolitik, sondern eine 
bessere Erreichbarkeit. 

Berlin und Brandenburg besser vernetzen 

Damit der öffentliche Verkehr attraktiver wird, müssen Berlin und Brandenburg enger 
zusammenarbeiten. Die Metropolregion ist längst ein gemeinsamer Lebens- und Arbeitsraum. 
Deshalb wollen wir die Tarifstruktur zwischen Berlin und Brandenburg neu ordnen, 
Pendlerverkehre stärker berücksichtigen und uns für ein kostenloses Schülerticket in der 
gesamten Region einsetzen. Park-and-Ride-Angebote an den Stadträndern können dazu 
beitragen, den innerstädtischen Autoverkehr zu verringern, ohne die Mobilität der Pendler 
einzuschränken. 
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Sichere Wege zu Fuß 

Der Fußverkehr muss deutlich stärker berücksichtigt werden. Sichere Gehwege, abgesenkte 
Bordsteine, Zebrastreifen, Querungshilfen und gut geschaltete Ampeln sind Teil einer 
funktionierenden Daseinsvorsorge. Gerade im Umfeld von Schulen, Kitas, 
Senioreneinrichtungen, Krankenhäusern und Arztpraxen müssen sichere Wege oberste 
Priorität haben. 

Barrierefreiheit muss bei Sanierungen, Neubauten und im laufenden Unterhalt des 
öffentlichen Raums konsequent mitgedacht werden. Besonders in den Außenbezirken, wo 
Wege oft weiter und Haltestellen schlechter erreichbar sind, braucht es spürbare 
Verbesserungen. 

Radverkehr sicher und durchgängig gestalten 

Berlin braucht ein sicheres, zusammenhängendes und alltagstaugliches Radwegenetz. 
Radwege dürfen nicht im Nichts beginnen und enden. Vor allem in den Randlagen fehlen oft 
sichere Verbindungen zwischen Ortsteilen, Schulen, Wohngebieten und Bahnhöfen. Diese 
Verbindungen wollen wir gezielt ausbauen. 

Wo Radwege entstehen, müssen sie sicher geführt werden, entweder baulich getrennt von 
der Fahrbahn und  so angelegt, dass Konflikte mit Fußgängern und dem Autoverkehr minimiert 
werden. Gerade an Kreuzungen braucht es klare Lösungen, etwa durch getrennte 
Ampelphasen für abbiegende Kraftfahrzeuge und geradeaus fahrenden Radverkehr. 

Das Auto bleibt für viele unverzichtbar 

Auch der motorisierte Individualverkehr bleibt ein fester Bestandteil der Mobilität in Berlin. 
Viele Berliner sind auf ihr Auto angewiesen und können sich teure Umstiege nicht einfach 
leisten. Neue finanzielle Belastungen wie City-Tax-Modelle für Verbrenner lehnen wir daher 
ab. Klimafreundliche Antriebe sollen gefördert werden, ohne Menschen mit niedrigen und 
mittleren Einkommen zusätzlich zu belasten. 

Dazu gehört für uns auch, bestehende Engpässe im Berliner Straßennetz gezielt zu entlasten. 
Die Fortführung des 17. Bauabschnitts der A100 bis zur Storkower Straße befürworten wir. 
Dabei sind die berechtigten Anliegen der Anwohner und eine verbindliche Bürgerbeteiligung 
angemessen zu berücksichtigen. Zugleich sehen wir in dem Vorhaben die Chance, den 
Verkehrsfluss auf stark belasteten Strecken zu verbessern und innerstädtische Quartiere zu 
entlasten. 

Unnötige Parkplatzvernichtung sehen wir ebenso kritisch wie Verkehrskonzepte, die Verkehre 
nur verlagern, statt sie sinnvoll zu ordnen. Kiezblocks lehnen wir  ab, wenn sie den Verkehr in 
bereits überlastete Hauptstraßen drängen, Lieferverkehre erschweren und die Akzeptanz im 
Quartier mindern. Stattdessen setzen wir auf ausgewogene Lösungen mit 
Parkraummanagement, Quartiersgaragen, Ladezonen und einer besseren Organisation des 
ruhenden Verkehrs. 

Mit einer Gütermenge von 76,5 Millionen Tonnen ist der Straßengüterverkehr am 
Gesamtaufkommen mit 90,6 % unvertretbar hoch beteiligt. Wenn dieser Anteil auch 
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innerstädtische Versand- und Empfangsmengen, z.B. Baustofftransport, beinhaltet, ist 
diese hohe Dominanz des Straßengüterverkehrs so nicht mehr hinnehmbar. 

Wir unterstützen den Bund beim Ausbau und der Unterhaltung unserer 
Binnenwasserstraßen und befürworten eine Stärkung der BEHALA. Alle Güter, 
insbesondere Massenschüttgüter, Treibstoffe usw., die auf dem Wasserweg befördert 
werden können, entlasten den Straßenverkehr. Das Projekt „The Last Mile“ (Die letzte 
Meile) zeigt mit künstlerischen Mitteln, wie bei einer gewissen Wiederbelebung der 
ehemaligen Güterumschlagsanlagen der Eisenbahn innerhalb Berlins, auch mit Blick in die 
geschichtliche Vergangenheit, der notwendige Güterverkehr urbaner und 
umweltfreundlicher gestaltet werden kann. Wir unterstützen die Errichtung von 
Güterverteilzentren am Stadtrand bzw. in Brandenburg und wollen hier stärker mit unseren 
Nachbarn zusammenarbeiten.   

Wir erinnern uns an die Seilbahndiskussion auf dem Gelände der Gärten der Welt, die als 
Querverbindung noch heute eine spürbare Verbesserung in Marzahn-Hellersdorf darstellt. 
Wir befürworten, Friedrichshagen, Müggelheim, die Müggelberge, Wendenschloss und 
den Bahnhof Grünau zu verbinden. 

Das würde die touristische Attraktivität Berlins erheblich erhöhen und die schwierige 
Verkehrssituation über die Dahme für die Anwohner verbessern. Der Platzbedarf ist sehr 
gering, Konflikte mit anderen Verkehren sind in der Logik ausgeschlossen, die Betriebskosten 
überschaubar und das System ist emissionsarm. 

Baustellen besser koordinieren 

Zentrale Straßen- und Schienenprojekte müssen schneller und besser koordiniert umgesetzt 
werden. Wir setzen uns für eine wirksame Baustellenkoordination ein, damit nicht gleichzeitig 
wichtige Verbindungen gesperrt und Ausweichstrecken ebenfalls eingeschränkt werden. 
Baustellen müssen so organisiert sein, dass nach ihrer Einrichtung auch zügig gearbeitet wird. 
Wo dies durch Schuld des Bauträgers unterbleibt, muss dieser die Konsequenzen tragen, auch 
gegenüber Gewerbetreibenden, die dadurch Einbußen erleiden. 

Planungs- und Bauprozesse wollen wir straffen, ohne Bürgerbeteiligung auszuschließen. 
Vorrang sollen die Vorhaben haben, die mit vertretbarem Aufwand den größten Nutzen für 
Entlastung, Sicherheit und Verkehrsfluss bringen. Dazu gehören auch die Optimierung von 
Ampelschaltungen, die bessere Anpassung an Umleitungen und Baustellen sowie der Ausbau 
zentraler Verbindungen wie der Tangentialen Verbindung Ost (TVO). Die TVO ist die 
Verkehrsader für einen zukunftsfähigen und lebenswerten Osten. Eine wachsende Stadt 
braucht leistungsfähige Ost-West- und Nord-Süd-Verbindungen ebenso wie bessere 
Querverbindungen zwischen den Bezirken. Zur Entlastung von Anwohnern und viel 
befahrener Hauptverkehrsstraßen setzen wir uns für den 7,2 Kilometer Lückenschluss 
zwischen der Bundesstraße 1/5 und der Straße an der Wuhlheide ein. Zugleich müssen die 
Belange der Anwohner in Sachen Lärmschutz und Feinstaubbelastung zwingend 
berücksichtigt werden.  

Luftverkehrsstandort Berlin sichern – bezahlbare Mobilität erhalten  
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Die Schließung des Ryanair-Standortes am Flughafen Berlin Brandenburg muss politisch ernst 
genommen werden. Wir fordern, die Ursachen dieser Entscheidung umfassend offenzulegen 
und zu bewerten. Hohe Abgaben, steigende Gebühren und falsche politische 
Rahmenbedingungen dürfen nicht dazu führen, dass sich Unternehmen aus Deutschland 
zurückziehen und der Standort Berlin geschwächt wird. 

Wir setzen uns dafür ein, die Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland 
wiederherzustellen, den Rückgang von Flugverbindungen zu verhindern und bezahlbare 
Mobilität für breite Bevölkerungsschichten zu sichern.  

Dafür braucht es eine industrie- und verkehrspolitische Gesamtstrategie, die wirtschaftliche 
Vernunft, gute Erreichbarkeit und soziale Teilhabe miteinander verbindet. Berlin darf nicht 
weiter zum Verlierer einer Politik werden, die Mobilität verteuert und den 
Wirtschaftsstandort schwächt. 
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Finanz- und Steuerpolitik 

Das Land Berlin ist in einer finanziellen Krisensituation 

Noch nie war es so schwierig, in Berlin bezahlbaren Wohnraum zu finden. Die Infrastruktur 
bröckelt, Bahnen fahren nicht, Schwimmbäder und Sportstätten werden geschlossen, und 
bei Kultur und Bildung wird gespart. Berlin lebt seit Jahren von der Substanz. All dies 
verschärft die gesellschaftlichen Konflikte in unserer Stadt. Der terroristische Anschlag auf 
die Stromversorgung in Lichterfelde zu Beginn des Jahres zeigt, wie dringend notwendig in 
Berlin die richtigen Prioritäten neu gesetzt werden müssen. 

Berlin steht vor großen finanziellen Herausforderungen: steigende Lebenshaltungskosten, 
wachsende soziale Ungleichheit und ein erheblicher Investitionsstau in öffentlicher 
Infrastruktur. Für das BSW in Berlin ist klar: Eine gerechte Finanzpolitik muss die Bedürfnisse 
der Mehrheit in den Mittelpunkt stellen, insbesondere, die der arbeitenden Menschen und 
ihrer Familien sowie der sozial benachteiligten Bevölkerungsgruppen. Öffentliche Mittel 
sind begrenzt, doch die Verteilung der 45 Mrd. im Berliner Haushalt ist eine Frage 
politischer Prioritäten. 

Investitionen in zentrale Zukunftsbereiche wie Infrastruktur, Digitalisierung und Bildung 
sind unumgänglich. Sie sichern langfristig soziale Stabilität,  wirtschaftliche Entwicklung und 
den sozialen Frieden. Aber Berlins Finanzlage ist sehr angespannt. Steigende Ausgaben 
ergeben sich insbesondere durch Kosten für Personal, Geflüchtete und die Aufwendungen 
für Sozialleistungen. Die Verschuldung pro Einwohner liegt in Berlin bei mehr als dem 
Doppelten des Länderdurchschnitts. Und bis Ende 2027 ist im Berliner Landeshaushalt eine 
Neuverschuldung von ungefähr 10 Milliarden Euro vorgesehen. Dabei schränkt die 
steigende Zinsbelastung die Gestaltungsspielräume unserer Stadt immer mehr ein. 

Das BSW Berlin steht für eine Finanzpolitik, die sich an sozialer Gerechtigkeit, 
wirtschaftlicher Vernunft und öffentlicher Daseinsvorsorge orientiert. Ziel ist es, 
vorhandene Mittel effizienter einzusetzen, statt einseitig auf Kürzungen oder neue 
Belastungen für die breite Bevölkerung zu setzen. Öffentliche Ausgaben müssen stärker 
denjenigen zugutekommen, die auf Unterstützung angewiesen sind. Fehlanreize und 
ineffiziente Subventionen müssen  abgebaut werden. 

Hochrüstung stoppen, Sozialstaat statt Militärstaat 

Die politische Priorität der CDU/CSU-SPD-Regierung besteht vor allem in der massiven 
Aufrüstung der Bundeswehr zur konventionell stärksten Armee Europas, obwohl die NATO 
Russland hier bereits jetzt weit überlegen ist. Die Umsetzung des Fünf-Prozent-Ziels der 
NATO würde für Deutschland fast die Hälfte der gesamten Ausgaben des Bundes 
ausmachen. Erheblich mehr, als Bund, Länder und Gemeinden zusammen für Bildung 
verwenden - von der Kita bis zu den Hochschulen. Zudem führt die massive Verschuldung 
für unproduktive Rüstungsgüter zu immer höheren Zinsbelastungen. Dazu kommen neue 
gigantische Schulden der EU zugunsten der Ukraine, die letztlich von den Steuerzahlern 
aufgebracht werden müssen. All dieses Geld fehlt für den Sozialstaat, für Bildung, das 
Gesundheitswesen in den Ländern und Kommunen. 
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Wer bestellt, bezahlt 

Während der Bund aber immer mehr gesetzliche Aufgaben (unter anderem 
Bildung/Erziehung, Soziales und Flüchtlingshilfe/Integration) auf unsere Stadt überträgt, 
finanziert er diese nicht kostendeckend. Das zwingt Berlin zu Kürzungen bei freiwilligen 
Leistungen (Kultur, Sport, Infrastruktur) und höhlt die verfassungsrechtlich garantierte 
kommunale Selbstverwaltung aus. 

Um Berlins Handlungsfähigkeit wieder herzustellen, fordern wir klare gesetzliche Vorgaben 
zur vollständigen Kostenübernahme bei Aufgabenübertragungen durch den Bund. Allein 
die Kosten für Migranten und Geflüchtete belaufen sich in diesem Jahr auf zwei Milliarden 
Euro, eine Milliarde Euro mehr als eingeplant. 

Wir benötigen dringend eine Finanzreform zur Entlastung der Kommunen. Die Rechte der 
Länder im Bundesrat müssen bei Gesetzesvorlagen mit finanziellen Auswirkungen für 
Länder und Gemeinden gestärkt werden. Entsprechende Bundesgesetze dürfen nicht mehr 
ohne Gegenfinanzierung und erst nach finanzieller Abstimmung mit den Ländern erlassen 
werden. 

Vereinfachung, mehr Effizienz, Verzicht auf Prestigeprojekte 

Bürokratieabbau und Pauschalierungen in der Steuergesetzgebung würden personelle 
Ressourcen für operativ bedeutsame Bereiche freisetzen. In den vergangenen Jahren sind 
die Ausgaben für externe Beratungsleistungen und ineffiziente Verwaltungsstrukturen stark 
gestiegen. Hier sieht das BSW erhebliches Einsparpotenzial.  Auch durch verbesserte 
bundeseinheitliche Abstimmung im Bereich der Digitalisierung, Priorisierung verschiedener 
Fachbereiche und einen effizienteren Steuervollzug könnten deutliche Mehreinnahmen 
generiert werden. 

Die bisherige Wirtschaftsförderung begünstigt häufig große Unternehmen ohne 
ausreichende soziale Gegenleistung. Fördermittel sollen künftig stärker an Kriterien wie 
Tarifbindung, faire Löhne und regionale Wertschöpfung geknüpft werden. Gleichzeitig 
können ineffektive Subventionen gestrichen und die freiwerdenden Mittel zum Beispiel in 
arbeitsmarktpolitische Programme für Geringqualifizierte investiert werden. 

Notwendiger Bestandteil einer finanzpolitisch verantwortlichen Strategie für unsere Stadt 
muss auch die Effizienzsteigerung in der Berliner Verwaltung sein. So könnten 
Prozessoptimierung und Digitalisierung bezirklicher Dienstleistungen zu deutlichen 
Einsparungen führen. 

Berlin bedarf einer konsequenten Bekämpfung von Steuervermeidung. Die Berliner 
Finanzämter müssen dazu gestärkt und personell besser ausgestattet werden. 

Auch der Verzicht auf unnötige Prestigeprojekte, wie beispielsweise Berlins Olympia-
Bewerbung, würde den Berliner Haushalt deutlich entlasten. Für die Olympiabewerbung 
an sich plant man zehn Millionen Euro ein, während eine tatsächliche Ausrichtung rund 16 
Milliarden Euro kosten könnte. Stattdessen sollte mehr Geld in die Sanierung vorhandener 
Sportstätten und die bessere Versorgung der Berliner Bevölkerung fließen. Schulen, Kitas, 
der soziale Wohnungsbau und der öffentliche Nahverkehr haben hier Vorrang. Eine 
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Umschichtung zugunsten dieser Bereiche verbessert die Lebensqualität breiter 
Bevölkerungsschichten unmittelbar. 

Eine gerechte Steuerpolitik für Berlin 

Das BSW fordert ein gerechteres Steuersystem, in dem Großkonzerne, Großerben und 
Superreiche keine Privilegien mehr genießen, sondern sich entsprechend ihrer 
Leistungsfähigkeit angemessen an der Finanzierung unseres Gemeinwesens beteiligen, 
damit die Masse der Steuerzahler endlich wieder entlastet werden kann. 

Um finanzielle Spielräume für unser Gemeinwohl zu schaffen, müssen die von Lobbyisten 
erzielten Lücken in unserem Steuersystem geschlossen und Steuervermeidung und 
Steuerhinterziehung aktiv bekämpft werden. Bundes- und Landesrechnungshof 
dokumentieren regelmäßig, dass uns hohe Einnahmen durch fehlendes Personal in der 
Finanzverwaltung und zu seltene Prüfungen bei Großbetrieben entgehen. 

Da viele Steuerarten der Bundesgesetzgebung unterliegen, kann Berlin Änderungen hier 
lediglich durch Bundesratsinitiativen anstoßen. Das BSW sieht nur bei der Gewerbesteuer 
die Möglichkeit, durch eigene landesrechtliche Regelungen erhebliche zusätzliche 
Einnahmen zu erzielen. 

Gewerbesteuer dem Niveau anderer Großstädte anpassen 

Der von den Gemeinden selbst festzulegende Gewerbesteuer-Hebesatz beträgt in Berlin 
seit 1999, das heißt seit nunmehr 26 Jahren, unverändert 410 Prozent, während er in 
Potsdam und Hamburg bei 470 Prozent liegt, in Köln bei 475, in München sogar bei 490 
Prozent. Und das, obwohl Berlin im Bundesländervergleich aufgrund seiner spezifischen 
Standortvorteile seit mehreren Jahren eine überdurchschnittliche Wirtschaftsentwicklung 
aufweist. 

Das BSW setzt sich daher dafür ein, den Gewerbesteuer-Hebesatz in Berlin dem Niveau der 
anderen Großstädte anzupassen, allerdings höchstens auf 460 Prozent festzulegen. 
Dadurch könnten Mehreinnahmen von etwa 400 Millionen Euro jährlich erzielt werden, die 
durch sinnvollen Einsatz in Infrastruktur und Bildung Berlins Attraktivität für weitere 
Unternehmensansiedlungen deutlich erhöhen würden.  

Reiche Erben und Multimillionäre stärker besteuern 

Das Grundgesetz regelt, dass die Erbschafts- und Schenkungsteuer sowie die 
Vermögenssteuer den Bundesländern zufließen. Durch vernünftige und sozial gerechte 
Reformen wären hier enorme Mehreinnahmen für das Land Berlin möglich. 

Zahlreiche Privilegien für Erben von Multimillionen- und Milliardenvermögen haben dazu 
geführt, dass Erben kleinerer Vermögen in Deutschland mittlerweile mehr Erbschaftssteuer 
zahlen als Großerben. Aufgrund der Ausnahmen für sehr große Betriebs- und 
Immobilienvermögen und die sogenannte Verschonungsbedarfsprüfung bleiben viele 
Multimillionen- und Milliarden-Erbschaften gänzlich steuerfrei. Die Privilegien für 
Firmenerben sind Deutschlands größte, gesellschafts- und finanzpolitisch schädliche, 
Steuersubventionen.  
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Wir fordern, dass sich Berlin in einer Bundesratsinitiative dafür einsetzt, dass diese 
Begünstigungen beendet werden. Wir schlagen darüber hinaus vor, dass der 
Steuerfreibetrag für Erbschaften und Schenkungen bei Verwandten ersten Grades auf eine 
Million Euro und ein übliches selbstgenutztes Wohneigentum angehoben wird und diese 
Freibeträge einmal im Leben in Anspruch genommen werden können. 

Die Vermögenssteuer wird sogar seit 1997 gar nicht mehr erhoben, weil sich die 
regierenden Parteien nicht auf eine gerechte Regelung einigen können. Sie käme den 
Bundesländern direkt zugute. Wir fordern daher eine Bundesratsinitiative Berlins, um die 
Vermögenssteuer für Multimillionäre und Milliardäre schnellstmöglich zu reaktivieren. Wir 
plädieren für eine Besteuerung des Nettovermögens (abzüglich Schulden) oberhalb eines 
Freibetrags von fünf Millionen Euro mit einem Steuersatz von 1 Prozent, über 100 Millionen 
Euro 2 Prozent, über einer Milliarde Euro 3 Prozent. 

Steuerschlupflöcher schließen 

Wir fordern eine Bundesratsinitiative Berlins für eine strengere Begrenzung von 
sogenannten Share Deals. Damit vermeiden Wohnungskonzerne in vielen Fällen die 
Grunderwerbsteuer, während andere Käufer diese zahlen müssen. 

Wir wollen keine Spekulation mit Wohnungen, sondern Investitionen in Wohnungsbau 
fördern. Deshalb soll sich Berlin in einer Bundesratsinitiative dafür einsetzen, dass die 
Befreiung vermögensverwaltender Immobiliengesellschaften von der Gewerbesteuer 
abgeschafft und durch gezielte Fördermaßnahmen ersetzt wird.  

Kapitaleinkünfte dürfen gegenüber Arbeitseinkünften nicht länger privilegiert werden, 
sondern sind wie alle anderen Einkünfte in der Steuererklärung offenzulegen und dem 
persönlichen Steuersatz zu unterwerfen. Kursgewinne aus Wertpapieren sind weiterhin 
unabhängig von der Haltedauer zu besteuern und die bestehenden Einschränkungen der 
Verlustverrechnung aus Kapitalvermögen sind beizubehalten. 

Wir fordern darüber hinaus, dass Gewinne aus der Veräußerung vermieteter, nicht 
selbstgenutzter Immobilien wie alle anderen Einkünfte versteuert werden. Das sollte auch 
für Wertzuwächse beim Verkauf von Bitcoins, Kryptowährungen und Goldgeschäften 
gelten. 
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Natur, Umwelt, Sauberkeit und Tierschutz 

Berlin ist eine Stadt voller Leben. Von den Menschen, die hier wohnen, über die Tiere, die mit 
uns leben, bis hin zu den Grünflächen, die unsere Luft kühlen und unsere Stadt atmen lassen.  

Berlin braucht endlich eine Umweltpolitik mit Vernunft, sozialem Blick und Herz für die Stadt. 
Unsere Stadt ist nicht nur aus Beton und Straßen gemacht. Sie lebt durch ihre Bäume, ihre 
Parks, ihre Höfe, ihre Gärten. Doch genau diese Lebensadern geraten unter Druck: Neubauten 
versiegeln Flächen, alte Bäume verschwinden, Grünanlagen verkommen, während sich im 
Sommer die Hitze immer mehr staut.  

Eine Stadt, die ihre Natur verliert, verliert auch ihre Lebensqualität. Umweltschutz darf kein 
Projekt für Privilegierte sein, sondern muss allen zugutekommen: den Familien auf engem 
Raum, den älteren Menschen ohne Balkon, den Kindern, die im Sommer auf aufgeheizten 
Schulhöfen spielen müssen. 

Stadtgrün, Bäume und Biodiversität stärken 

Grünflächen sind kein Luxus, sondern Daseinsvorsorge. Sie schützen die Umwelt senken die 
Temperaturen, speichern Wasser und sind Orte der Erholung und Begegnung. Wir wollen, dass 
Berlin seine grüne Seele behält. 

Dazu gehört: Der dauerhafte Schutz von Grünflächen und Kleingärten. Verbindliche 
Begrünungspflichten für Neubauten: begrünte Dächer, Fassaden und Innenhöfe sollen die 
Regel sein. Entsiegelung statt Versiegelung: Asphaltflächen müssen, wo immer möglich, für 
Regenwasser, Schatten und Leben weichen. 

Die zentralen Forderungen des Berliner Baumbegehrens sind inzwischen parteiübergreifend 
beschlossen. Jetzt braucht Berlin mehr als gute Vorsätze: Wir wollen, dass aus diesen 
Beschlüssen echte Baumoffensiven werden. Dazu gehören eine verlässliche Finanzierung im 
Haushalt und klare Priorität für Neupflanzungen und Pflege. Bäume sind unsere beste 
Klimaanlage. Sie senken die Hitze, reinigen die Luft, binden Feinstaub und spenden 
Geborgenheit in einer Stadt, die oft zu laut und zu hektisch ist. 

Das Schwammstadt-Prinzip soll Leitlinie aller Planungen werden: Regenwasser soll nicht in die 
Kanalisation fließen, sondern vor Ort versickern, gespeichert oder zur Bewässerung genutzt 
werden. 

Wir fordern: Mehr Trinkwasserstellen im öffentlichen Raum. Begrünte Plätze und Parks, die 
Wasser speichern und Verdunstungskühle erzeugen. Entsiegelung und verstärkte 
Regenwassernutzung im privaten, öffentlichen und gewerblichen Bereich.  

 

Biodiversität und nachhaltige Nutzung 

Berlin kann mehr als Rasenflächen und Kiesbeete. Wir wollen Blühwiesen, Streuobstbestände, 
urbane Landwirtschaft und ökologische Pflege statt kahler Flächenpflege. Artenreiche 
Pflanzenflächen bieten Nahrung und Lebensräume für Insekten und andere Bestäuber und 
nur wenn diese ökologischen Kreisläufe funktionieren, bleiben unsere Grünanlagen dauerhaft 
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gesund, widerstandsfähig und vielfältig. Biodiversität ist kein Schlagwort, sie macht die Stadt 
resilient und lebendig.  
 

Bauwende und sozialer Umweltschutz 

Berlin kann bezahlbar, klimaneutral und nachhaltig bauen. Wir setzen uns für eine 
grundlegende Bauwende ein.  

Wir fordern: Ein Landesförderprogramm für ökologischen Modulbau, vor allem im sozialen 
und kommunalen Wohnungsbau. Förderung von Forschung an biobasierten Baustoffen. 
Regionale Produktion durch Genossenschaften, Handwerksbetriebe und Start-ups – für lokale 
Arbeitsplätze und Wertschöpfung. 

Die Bauwirtschaft verursacht fast 40 % der CO₂-Emissionen in Deutschland. Eine nachhaltige 
Bauwende ist daher ein Schlüssel zu Umweltschutz, sozialem Wohnungsbau und 
Unabhängigkeit von globalen Lieferketten. 

Umweltschutz mit Augenmaß und sozialer Vernunft 

Umweltschutz darf nicht zu sozialer Spaltung führen. Energetische Sanierungen dürfen nicht 
zur Mietervertreibung führen. Umweltschutz braucht keinen Zwang, sondern Akzeptanz und 
Mitmachen. Eine saubere, grüne Stadt ist die beste Grundlage für Lebensqualität, Gesundheit 
und Gemeinschaft. Wenn Straßen sauber sind, Bäume gepflegt und Parks belebt, wächst auch 
das Vertrauen in Politik und Stadt. Berlin verdient eine Umweltpolitik, die an den Menschen 
denkt, bevor sie neue Vorschriften erlässt – vernünftig, solidarisch und zukunftsfähig. 

Umweltbildung – Wissen, das Zukunft schafft 

Umweltbildung stärkt Achtsamkeit, Gesundheit und Verantwortungsbewusstsein. Wer Natur 
erlebt und versteht, sei es im Schulgarten, in Kitas, in Stadtteilzentren oder in lokalen 
Projekten, schützt sie auch. Wir fördern Einrichtungen und Initiativen wie Freilandlabore, 
urbane Waldgärten, Umweltzentren, sowie Lernorte, die naturwissenschaftliche und 
praktische Umweltbildung generationenübergreifend vermitteln. Dafür braucht es 
verlässliche Strukturen und langfristige Finanzierung. Berlin soll Umweltbildung als öffentliche 
Aufgabe begreifen und dauerhaft verankern.Wir fordern: Planungssichere Förderung für 
Projekte, Institutionen und Multiplikatoren, die kontinuierlich Umweltbildung leisten. 
Rückkehr der Umweltbildung in den regulären Unterricht, beginnend ab der ersten Klasse. 
Stärkung des Berliner Umweltbildungsnetzwerks durch Tagungen, Kooperationen und 
Austausch. Nutzung und Ausbau digitaler Angebote wie frei verfügbare Bestimmungs- und 
Lern-Apps. 
 

Saubere Stadt – Verantwortung gemeinsam tragen 

Berlin hat ein Problem, das alle sehen, aber zu wenige anpacken: Die Stadt ist dreckig. Müll 
auf Straßen, überquellende Container, illegale Ablagerungen in Parks. Das Bild ist längst kein 
Einzelfall mehr, sondern Alltag. Viele Berliner schämen sich für den Zustand ihrer Stadt. Wir 
sagen: Sauberkeit ist kein Luxus, sondern ein Zeichen von Respekt. 
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Die Zersplitterung der Müllentsorgung hat versagt. Private Anbieter, unterschiedliche 
Zuständigkeiten und mangelnde Kontrolle führen dazu, dass vieles liegenbleibt. Nur eine 
starke, öffentliche Stadtreinigung kann Verlässlichkeit und Qualität sichern. Berlin braucht 
eine Abfallwirtschaft aus einer Hand, die nicht am Profit, sondern am Gemeinwohl orientiert 
ist. 

Das Glatteischaos im vergangenen Winter war von einem Zuständigkeits-Ping-Pong geprägt. 
Der Verweis der Behörden auf die Zuständigkeit von Hausbesitzern hat jedoch keinen Gehweg 
beräumt und zahlreiche Unfälle nicht verhindert. Wir fordern, dass die BSR die zentrale 
Zuständigkeit für die Beräumung der Geh- und Fahrradwege übernimmt. Die auf die Stadt 
entfallenden zusätzlichen Kosten fordern wir von denjenigen Eigentümern zurück, die ihrer 
Pflicht zur Beräumung nicht nachkommen. 

Illegale Müllhaufen entstehen, weil Entsorgung oft kompliziert oder teuer ist. Wir fordern eine 
feste Sperrmüllabfuhr in allen Bezirken, mindestens zweimal im Jahr – kostenlos, zuverlässig, 
für jeden Haushalt. Zusätzlich sollen mobile Recyclingstationen regelmäßig durch die Kieze 
fahren, damit niemand seinen Müll in Parks oder Hinterhöfe werfen muss. 

Kiezreiniger und Soforteinsätze 

Sauberkeit darf kein Zufall sein. Wer Müll illegal entsorgt, muss zur Verantwortung gezogen 
werden, aber mit Augenmaß. Wir wollen klare, nachvollziehbare Regeln und konsequente 
Kontrolle, aber auch günstige, niedrigschwellige Entsorgungsmöglichkeiten für alle. Es geht 
nicht nur ums Strafen, sondern ums Verhindern, durch einfache Lösungen und gerechte 
Regeln. Wir wollen feste Kiezreinigungsteams, die klaren Bereichen zugeordnet sind und 
regelmäßig kontrollieren. Bei illegalen Ablagerungen oder Verschmutzungen muss innerhalb 
von 24 Stunden reagiert werden. Berlin braucht ein sichtbares Signal: Wir kümmern uns.  

Wir wollen Menschen in Beschäftigung bringen und gleichzeitig die Stadt sauberhalten. 
Sauberkeit ist auch soziale Verantwortung. Sauberkeit beginnt nicht beim Ordnungsamt, 
sondern im Bewusstsein. Wir wollen die Kampagne „Berlin räumt auf“ dauerhaft stärken – mit 
Schulen, Vereinen und Nachbarschaften, unterstützt durch Material und Logistik der BSR. 

Tierschutz 

Tierschutz ist kein Nebenthema. In Berlin wird diese Verantwortung viel zu oft vernachlässigt: 
Tierheime arbeiten am Limit, Tierschutzorganisationen kämpfen ums Überleben, das 
Verbandsklagerecht steht politisch zur Disposition und selbst die Landestierschutzbeauftragte 
wurde abgeschafft.  

Forschung ohne Tierleid – Wissenschaft mit Verantwortung 

Tiere dürfen keine Werkzeuge für die Forschung sein. Das BSW steht für eine Wissenschaft, 
die ethische Grenzen achtet und Verantwortung übernimmt. Berlin ist einer der größten 
Forschungsstandorte Deutschlands – und zugleich einer der Orte, an denen besonders viele 
Tierversuche stattfinden. Das darf nicht so bleiben. Wir wollen, dass Berlin eine Vorreiterrolle 
beim Ausstieg aus dem Tierversuch einnimmt und zeigt, dass moderne Forschung auch ohne 
Tierleid möglich ist. Öffentliche Gelder sollen vorrangig in tierversuchsfreie Verfahren fließen.  
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Tierheime und Tierschutzorganisationen verlässlich unterstützen 

Tierheime und Tierschutzorganisationen leisten täglich unverzichtbare Arbeit – sie versorgen 
ausgesetzte, misshandelte und beschlagnahmte Tiere, oft bis an die Grenze ihrer 
Belastbarkeit. Doch ihre Finanzierung ist unsicher und hängt meist von Spenden und 
kurzfristigen Projekten ab. Wir fordern eine dauerhafte Grundfinanzierung, damit Aufnahme, 
Versorgung, Prävention und Bildungsarbeit planbar werden. Berlin braucht 
Mehrjahresförderungen statt Projektflickwerk und einen Krisenfonds für Großeinsätze oder 
Beschlagnahmen. 

Die Kostenübernahme nach Beschlagnahmen muss endlich verbindlich geregelt werden. Es 
darf nicht länger sein, dass die Verantwortung bei Vereinen hängenbleibt, während der Staat 
zusieht. Wer Tierschutz ernst nimmt, muss ihn auch finanzieren. 
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Justiz und Verbraucherschutz 

Ein Staat, der seine Bürger nicht schützt, hat seinen Auftrag verfehlt. 

Ein Rechtsstaat, der zu langsam, zu kompliziert oder nur für diejenigen zugänglich ist, die es 
sich leisten können, ist kein gerechter Staat. Und auch ein Verbraucherschutz, der die 
Menschen im Alltag allein lässt, ist keiner.  

Schnellere Verfahren 

Genau das aber erleben viele Berliner heute: Wer vor Gericht zieht, braucht oft Jahre, um zu 
seinem Recht zu kommen – wenn er es sich überhaupt leisten kann. Wer einen Vertrag 
unterschreibt, läuft Gefahr, in intransparente Kostenfallen zu geraten. Wer sich gegen große 
Konzerne oder Behörden wehren will, steht nicht selten auf verlorenem Posten. Gleichzeitig 
arbeiten viele Beschäftigte in der Justiz am Limit, unter schlechten Bedingungen und ohne die 
nötige Unterstützung. 

Das ist kein Zustand, den wir akzeptieren. 

Berlin ist eine starke Stadt – aber sie wird unter ihren Möglichkeiten regiert. Während die 
Lebenshaltungskosten steigen und die Unsicherheit wächst, erleben viele Menschen einen 
Staat, der zu langsam, zu bürokratisch und zu weit weg ist. Vertrauen geht verloren, wenn 
Gerechtigkeit nicht mehr spürbar ist. 

Das BSW steht für einen klaren Bruch mit dieser Entwicklung.Wir sagen: Recht muss für alle 
gelten – nicht nur für diejenigen mit Geld, Zeit und den richtigen Kontakten. Der Staat muss 
wieder auf der Seite der Bürger stehen, nicht auf der Seite der Bürokratie oder wirtschaftlicher 
Machtinteressen. 

Wir wollen eine Justiz, die funktioniert: schnell, verständlich und gerecht. Schluss mit 
überfüllten Geschäftsstellen, endlosen Verfahren und Aktenbergen aus dem letzten 
Jahrhundert. Die Zeit von Papierstapeln und Stillstand muss vorbei sein. Berlin braucht 
Gerichte, die arbeiten können – und Menschen, die dafür gut bezahlt und respektiert werden. 

Für einen starken Verbraucherschutz 

Wir wollen einen Verbraucherschutz, der seinen Namen verdient: konsequent, 
durchsetzungsstark und nah an den Menschen. Schluss mit Abo-Fallen, versteckten Kosten 
und unfairen Verträgen. Wer trickst, täuscht oder abzockt, muss endlich ernsthafte 
Konsequenzen spüren. 

Denn die Wahrheit ist: Die Schwächeren trifft es immer zuerst. Steigende Preise, komplizierte 
Verträge und digitale Tricksereien sind kein Ärgernis – sie sind ein soziales Problem. 

Deshalb ist Verbraucherschutz für uns keine Nebenfrage, sondern eine Frage der 
Gerechtigkeit. 

Recht für alle 
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Und Gerechtigkeit beginnt beim Zugang zum Recht. Es darf nicht sein, dass Menschen 
aufgeben, bevor sie ihr Recht überhaupt einfordern können. Wir werden dafür sorgen, dass 
Beratung und Rechtsschutz einfach erreichbar sind – ohne Hürden, ohne Angst vor Kosten, 
ohne bürokratische Abschreckung. 

Gleichzeitig gilt: Ein starker Staat muss auch durchsetzen können. Wer Regeln bricht, wer 
andere schädigt oder das System ausnutzt, muss damit rechnen, zur Verantwortung gezogen 
zu werden. Aber Strafe allein reicht nicht. Unser Ziel ist, dass Menschen wieder Teil der 
Gesellschaft werden – nicht dauerhaft aus ihr herausfallen. 

Justiz und Verbraucherschutz sind für uns zwei Seiten derselben Medaille: Es geht um Fairness, 
um Gleichgewicht und um Vertrauen. 

Und genau dieses Vertrauen ist in den letzten Jahren beschädigt worden. 

Wenn Wahlen fehleranfällig organisiert sind, wenn Verfahren sich endlos hinziehen, wenn 
Bürger das Gefühl haben, nicht gehört zu werden – dann entsteht ein gefährlicher Eindruck: 
dass der Staat nicht mehr richtig funktioniert. 

Das werden wir nicht hinnehmen. 

Für ein funktionierendes Justizsystem 

Wir stehen für einen Staat, der wieder klar handelt, der Verantwortung übernimmt und der 
sich an den Interessen der Mehrheit orientiert. Einen Staat, der schützt statt wegschaut. Der 
durchgreift, wo es nötig ist – und unterstützt, wo Menschen Hilfe brauchen. 

Dazu gehört auch, diejenigen zu stärken, die unseren Rechtsstaat tragen: ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter, Schöffinnen und Schöffen. Sie verdienen Respekt, faire Bedingungen 
und eine angemessene Entschädigung. 

Unser Ziel ist eindeutig: Wir wollen, dass die Menschen in Berlin wieder sagen können – dieser 
Staat funktioniert. Er ist gerecht. Und er ist auf unserer Seite. 

Gerechtigkeit ist kein Luxus für wenige. 

Gerechtigkeit ist das Recht aller. 

Und genau dafür treten wir an. 
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Verwaltung 

Die Verwaltung ist das Rückgrat, mit dem politische Pläne für diese Stadt überhaupt 
umgesetzt werden können. Die massive Kürzungspolitik unter dem rot-roten Senat unter 
Federführung des damaligen Finanzsenators Sarrazin trägt bis heute ihre Nachwirkungen im 
Personalbestand der öffentlichen Verwaltung.  

Besonders die Bezirksverwaltungen leiden unter Personalmangel, der sich nur durch ein 
koordiniertes Handeln von Senat und Bezirken aufheben lässt. Hinzu kommt, dass es einen 
handfesten Fachkräftemangel gibt: Stadtplaner, Gärtner, Ingenieure – all diese Professionen  
sind Mangelware in der öffentlichen Verwaltung. Die Leitlinie des BSW ist es, den 
öffentlichen Dienst  für diese Berufsgruppen attraktiver zu machen, Ausbildungen zu fördern 
und die Konkurrenzen zur freien Wirtschaft und der Bundeswehr zu reduzieren.  
 

Schnellere Stellenbesetzungen  
 
Stellenbesetzungen im öffentlichen Dienst des Landes Berlin sind Langstreckenläufe. 
Während in der freien Wirtschaft ein Arbeitsvertrag schnell unterzeichnet werden kann, 
dauert es in der Verwaltung oft Monate. Miete und sonstige Lebenshaltungskosten bezahlen 
sich in dieser Wartezeit nicht von selbst. Grund für die langen Stellenbesetzungsverfahren 
sind bürokratische Regularien und Beteiligungsvorgaben. Diese wollen wir gesetzlich auf ein 
Minimum reduzieren. Ziel muss sein, dass binnen eines Monats ein 
Stellenbesetzungsverfahren abgeschlossen ist und ein Arbeitsvertrag unterzeichnet werden 
kann. Um die Verfahren zu straffen, soll an bestimmten Stellen (z.B. der bei Beschreibung 
des Arbeitskreises) verstärkt künstliche Intelligenz genutzt werden.  

Attraktivität des öffentlichen Dienstes erhöhen 

Ein Vorteil des öffentlichen Dienstes ist seine arbeitsrechtliche Sicherheit. Diese wird durch 
die Personalräte gestärkt. Ihnen will das BSW gesetzlich stärkere Mitbestimmungsrechte 
gegenüber den Dienststellen einräumen. Wir wollen Gesundheitsprogramme in den Ämtern 
fördern, damit die Krankheitsausfälle reduziert werden. Dazu gehört auch die psychische 
Gesundheit: Psychotherapien dürfen kein pauschaler Ausschlussgrund für die Einstellung sein.  

Leistung muss sich lohnen 

Ein Problem des öffentlichen Dienstes sind die oft mühevollen Aufstiegschancen. Leistung 
wird zwar wertgeschätzt, äußert sich aber nicht in besserem Gehalt. Dies wollen wir ändern. 
Damit es Anreize für mehr und bessere Arbeit gibt, sollen vermehrt Leistungsprämien in den 
Verwaltungen  gezahlt werden. Außerdem sollen Beförderungen für kontinuierliche Leistung 
der Regelfall werden und nicht die Ausnahme bleiben .   

Verwaltung modernisieren 

Verwaltung bedeutet auch Dienstleistung. Damit diese beschleunigt wird, braucht es eine 
konsequentere Digitalisierung: Papierakten sollen der Vergangenheit angehören und durch 
digital geführte Akten ersetzt werden. Auch die Zeit des Faxgeräts in den Behörden soll 
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ablaufen. Trotzdem ist Digitalisierung kein Selbstzweck und auch nicht unkritisch: 
Problematische Software von US-Techkonzernen wie z.B. Palantir lehnen wir ab.  

Personal gewinnen 

Die Verwaltung leidet unter Fachkräftemangel. Um diesen zu beheben, soll die öffentliche 
Hand verstärkt an alle relevanten Ausbildungsbetriebe herantreten , um geeignete Bewerber 
zu finden. Auch duale Studiengänge in der Verwaltung sollen stärker ausgebaut werden. Bei 
der Vergütung ist darauf zu achten, dass sie den aktuellen Lebenserfordernissen in der Stadt 
angemessen ist. Eine weitere Quelle für Personal sind Langzeitarbeitslose. Um ihnen eine 
neue berufliche Perspektive zu geben, sollen Quereinstiegsprogramme insbesondere auf die 
Bedürfnisse dieser Zielgruppe angepasst werden.  

Mit den Bürgern auf Augenhöhe kommunizieren 

Die Verwaltung und insbesondere die politisch verantwortlichen Stadträte und Bürgermeister 
haben dringenden Verbesserungsbedarf bei der Kommunikation mit Bürgerinnen und Bürgern 
in unserer Stadt. Zu oft werden direkte Anliegen der Menschen als lästig abgetan und nicht 
beantwortet, weil sie missliebig sind. Wir wollen eine Antwortpflicht von politisch 
verantwortlichen Dezernenten gegenüber den Bürgern rechtlich im Bezirksverwaltungsgesetz 
festlegen.  

Behörden-Ping-Pong stoppen 

Ein Grund, warum vieles in Berlin nicht anläuft, sind Kompetenzstreitigkeiten zwischen 
unterschiedlichen Behörden. Mit dem neuen Landesorganisationsgesetz wurde eine gute 
Grundlage geschaffen, allerdings muss bei Streitfällen das übergeordnete Interesse der Stadt 
vorrangig sein. Ein regelmäßiges Monitoring soll hier mögliche weitere Handlungsfelder 
identifizieren. Auf der anderen Seite dürfen Kompetenzen der Bezirke ohne parlamentarische 
Kontrolle nicht eingeschränkt werden: So wollen wir ein verbindliches Votum des 
Abgeordnetenhauses, wenn der Senat Bauprojekte von Bezirken an sich zieht.  

Steuereinnahmen besser strukturieren für die Stadt 

Obwohl der Zoll eine Bundesbehörde ist, sollte der Kontrolldruck in den Bereichen illegaler 
Beschäftigung, Fahrzeughandel und kommerzieller Import von Billigware verstärkt werden. 
Wir wollen eine stärkere Beteiligung großer Immobilienbesitzer und renditestarker 
Unternehmen an der Finanzierung öffentlicher Aufgaben prüfen lassen. Landeseigene 
Vermögenswerte sollen kosteneffizienter genutzt werden, wobei wir eine Privatisierung 
ablehnen.   

Eine moderne Finanzpolitik braucht zudem Vertrauen. Zwar ist der Haushalt öffentlich 
einsehbar, jedoch muss klar sein, für was konkret Mittel abfließen. Die Förderdatenbank 
der Investitionsbank muss dringend übersichtlicher und mit einfacheren Suchfunktionen 
gestaltet werden. Beteiligungsformate auf Bezirksebene können helfen, Prioritäten näher 
an den tatsächlichen Bedürfnissen auszurichten. 
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Digitalisierung, die wirklich nützt 

Digitale Souveränität und Unabhängigkeit 

Wir gestalten eine digitale Zukunft für die Menschen und für die Stärkung der Berliner 
Wirtschaft. Der Staat soll seine technische Unabhängigkeit durch den Einsatz von offenen und 
standardisierten Schnittstellen und Formaten und freier und offener Software (FOSS – Free 
Open Source Software) zurückgewinnen. Offene Systeme ermöglichen nicht nur 
Selbstbestimmung und Transparenz, sondern auch fairen Wettbewerb und mehr 
Innovationen. Öffentliche Mittel fließen in Systeme, deren Quellcode offen ist, damit 
Verwaltung und Bürger gemeinsam vom Fortschritt profitieren. 

Schutz der Privatsphäre und sichere Kommunikation 

Datenschutz und Datensicherheit sind Grundrechte  und gleichzeitig wirtschaftliche Chancen. 
Unternehmen, die Daten verantwortungsvoll schützen und verschlüsseln, gewinnen 
Vertrauen und können innovative Produkte entwickeln. Wir fördern starke Verschlüsselung, 
gemeinfreie Forschung und transparente Systeme, die Bürger und Wirtschaft gleichermaßen 
stärken. Überwachung ohne Anlass lehnen wir ab – Freiheit und Sicherheit gehören 
zusammen. 

Transparenz und freier Zugang zu Wissen 

Daten aus öffentlicher Hand müssen allen zugutekommen. Mit Open Data schaffen wir 
Transparenz, fördern Forschung und unternehmerische Innovation. Unternehmen können auf 
standardisierte, offene Daten zurückgreifen, um neue Dienstleistungen zu entwickeln, 
während Bürgerinnen und Bürger informiert und souverän bleiben. Öffentliche Förderung 
digitaler Infrastruktur unterstützen wir nur, wenn der Zugang offen für alle ist – so entstehen 
Wettbewerb und Teilhabe zugleich. 

Technik, die bleibt – Recht auf Reparatur 

Nachhaltigkeit, Reparierbarkeit und Kontrolle über Technologie sind entscheidend für Bürger 
und Wirtschaft. Geräte sollen auch nach dem Support-Ende weiter nutzbar sein, um  
Elektroschrott zu vermeiden. Herstellerinformationen, Sicherheitsupdates und offene 
Systeme fördern innovative Geschäftsmodelle rund um Wartung und Reparatur. Öffentliche 
Mittel fließen in Systeme, die langfristig sicher, wartbar und wirtschaftlich effizient sind. 

Keine Ausgrenzung durch Digitalisierung 

Digitalisierung muss inklusiv und fair sein. Wer kein Smartphone oder keinen Computer 
besitzt, muss mitgenommen werden. Über Bürgerämter und Bürgerdienste sollen gezielt 
Möglichkeiten geschaffen werden, Menschen ohne Zugang zu Smartphone oder Computer an 
der digitalen Welt zu beteiligen. Analoge Angebote müssen gleichwertig zugänglich bleiben. 
Dies sichert nicht nur Bürgerrechte, sondern schafft faire Rahmenbedingungen für 
Unternehmen, die Dienstleistungen sowohl digital als auch analog anbieten. 

Demokratie und freier Zugang zu Informationen 
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Ein freier Zugang zu Informationen stärkt Demokratie und Wirtschaft gleichermaßen. 
Bürgerinnen und Bürger sollen selbstständig entscheiden, welche Quellen sie nutzen. Offene 
Netze und transparente Inhalte fördern Vertrauen, Innovationskraft und ermöglichen 
Unternehmen, neue Ideen auf solider Grundlage zu entwickeln. Zensur, Upload-Filter und 
pauschale Blockaden widersprechen diesen Prinzipien. 

Der Schutz der Privatsphäre im ÖPNV ist ein zentrales Recht unserer Bürger. Die derzeitige 
Praxis, dass Transferleistungsbeziehende bei einer Ticketkontrolle zusätzlich zu ihrem 
Sozialticket ihre Jobcenterbescheide nebst ihrer Personalausweise vorzeigen müssen, 
widerspricht dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung und verstärkt soziale 
Stigmatisierung. Die Abschaffung des Berlinpasses und die damit verbundene Notwendigkeit, 
Jobcenter‑ oder Sozialbescheide in öffentlichen Verkehrsmitteln vorzuzeigen, führt dazu, dass 
Menschen im öffentlichen Raum gezwungen werden, ihren Sozialstatus bloßzustellen. 

Chancen und Verantwortung bei Künstlicher Intelligenz 

KI kann Prozesse vereinfachen, Wissen nutzbar machen und wirtschaftliche Potenziale 
freisetzen. Wir fördern KI unter klaren Regeln: transparent, nachvollziehbar und fair. 
Entscheidungen automatisierter Systeme (ADMT – Automated Decision-Making Technologies) 
müssen überprüfbar sein, Bürger dürfen nicht benachteiligt werden. So entstehen innovative, 
datenschutzfreundliche Geschäftsmodelle, die Menschen und Wirtschaft gleichermaßen 
nutzen. 

Umweltbewusste Digitalisierung 

Digitalisierung soll Effizienz und Nachhaltigkeit verbinden. Energieverbrauch und 
Strahlungsbelastung werden minimiert, öffentliche Systeme und Geräte umweltbewusst 
betrieben und Elektroschrott verhindert. Effiziente Technik senkt Kosten, fördert 
Wettbewerbsfähigkeit und schützt gleichzeitig Umwelt und Ressourcen – ein Gewinn für 
Bürger, Unternehmen und Natur. 

Wirtschaftliche Chancen durch Datensouveränität 

Datenschutz, offene Standards und Kontrolle über Daten sind Wettbewerbsvorteile. 
Unternehmen, die verantwortungsvoll mit Daten umgehen, schaffen Vertrauen und 
Innovation. Staatliche Rahmenbedingungen sollen Sicherheit, Offenheit und Fairness 
verbinden, sodass Start-ups, Mittelstand und große Unternehmen gleichermaßen profitieren. 

Gemeinwohl statt Profitlogik 

Digitalisierung soll dem Gemeinwohl dienen, Innovationen fördern und wirtschaftliche 
Chancen nutzen. Staatliche Mittel schaffen Rahmenbedingungen für faire Märkte, 
Transparenz und nachhaltige Teilhabe. Wir setzen auf eine menschliche, souveräne und 
wirtschaftlich zukunftsfähige Digitalisierung, die Freiheit, Verantwortung und Innovation für 
alle verbindet. 

IT-Kompetenz in der Verwaltung 
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Um für eine erfolgreiche Umsetzung der Verwaltungsdigitalisierung exzellente EDV-
Mitarbeiter gewinnen zu können, sollen die derzeitigen Eingruppierungskriterien gelockert 
werden, damit auch im öffentlichen Dienst konkurrenzfähige Gehälter gezahlt werden 
können.  

Das BSW unterstützt: 

Um den Verkehrsfluss zu optimieren, will das BSW ein Pilotprojekt unter Einsatz digitaler 
Technologien oder künstlicher Intelligenz zur Steuerung der Verkehrsampeln in der Stadt 
einführen. 

Das Baustellen-Management der Stadt soll mithilfe digitaler Technologien oder künstlicher 
Intelligenz effizienter gestaltet werden, um einen besseren Verkehrsfluss zu ermöglichen. 

Ein Pilotprojekt in Zusammenarbeit mit der BVG und unter Einsatz von künstlicher Intelligenz 
zum bedarfsgerechten Einsatz von Bussen soll geschaffen werden. 

Das BSW initiiert eine Bundesratsinitiative für die Präzisierung des Hacker-Paragraphen 202c 
StGB, um eine Entkriminalisierung von nützlichen Hinweisgebern zu ermöglichen. 

Das BSW initiiert zudem eine Bundesratsinitiative für ein staatliches Gütesiegel für Ergebnisse 
menschlich kreativer Arbeit. 

Da Digitalisierung oft mit hohen Kosten verbunden ist, schlagen wir ein Pilotprojekt an einem 
Berliner Gericht vor, inspiriert vom Verwaltungsgericht Wien. Dort sind seit Jahren alle 
Eingaben in Schriftform auch per einfacher E-Mail möglich, ohne dass es bisher zu 
Manipulationsversuchen gekommen ist. 
 

 

 

Liebe Berlinerin, lieber Berliner, 

Deutschland soll schon bald 225 Milliarden Euro pro Jahr für Aufrüstung ausgeben, um das 
NATO-Ziel von 5% der Wirtschaftsleistung für den Rüstungshaushalt (d.h. nahezu die Hälfte 
des Bundeshaushaltes) zu erreichen. Panzer, Drohnen und andere Waffen dienen der 
Eskalation des Krieges in der Ukraine – aber in den Städten und Gemeinden türmen sich die 
Probleme; Milliarden fehlen für die soziale Infrastruktur.  
Das BSW ist die einzige Partei, die den Zusammenhang zwischen Kriegsvorbereitung und 
leeren Landes- und Kommunalkassen zum Thema macht und an vorderster Stelle in den 
Wahlkampf für das Abgeordnetenhaus einbringen wird. 


